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NPD-Aufmarsch am 9.11. 
in Borbeck verbieten! 

Rechtsradikaler Fackelaufmarsch ist eine unerträgliche 
Provokation 


Filip Dewinter im 
November in Bonn 

Bonn/Antwerpen. Filip Dewinter, 
Fraktionsvorsitzender des extrem rech¬ 
ten „Vlaams Belang“ im flämischen 
Parlament und belgischer Senator, will 
am Donnerstag, den 18. November, im 
Haus der Alten Breslauer Burschen¬ 
schaft der Raczeks in Bonn auftreten. 
Dort soll Dewinter unter dem Motto 
„Ein Kunststaat ohne Berechtigung: 
Belgien“ referieren. 

Nach Angaben der Nachrichtenagen¬ 
tur Belga hat die belgische Daten¬ 
schutzkommission unlängst eine Klage 
gegen Dewinter bei der Antwerpener 
Staatsanwaltschaft eingereicht. Der ex¬ 
trem rechte Politiker hatte eine Liste mit 
etwa 770 Namen und Adressen aus ei¬ 
nem Antwerpener Stadtteil im Internet 
veröffentlicht und erklärt, dass nur 21 
dieser Namen flämischen Ursprungs 
seien. Alle anderen Namen seien afrika¬ 
nisch oder nordafrikanisch. Diese 
„haarsträubende Liste“ symbolisiere die 
„Islamisierung ganzer Viertel von Ant¬ 
werpen und anderswo“. 

Nach belgischem Gesetz ist es verbo¬ 
ten, persönliche Daten zu veröffentli¬ 
chen, die die ethnische Herkunft oder 
religiöse Überzeugung der Betroffenen 
verraten. Dewinter reduzierte die Liste 
später auf Vornamen und Postleitzahl 
der Einwohner. 

Unterdessen traf Dewinter im Gebäu¬ 
de des flämischen Parlaments mit dem 
„Pro NRW“-Aktivisten Patrik Brink¬ 
mann aus Berlin zusammen. Im No¬ 
vember soll Dewinters Buch „Inch’ Al¬ 
lah? Die Islamisierung Europas“ mit ei¬ 
nem Vorwort von Brinkmann in deut¬ 
scher Sprache erscheinen. 

Auch die Unterstützung des geplan¬ 
ten „Marsch für die Freiheit“ der „Pro“- 
Gruppierungen am 7. Mai 2011 war 
Thema des Treffens. hma ■ 


Aus dem Inhalt: 

Hochkonjunktur von rechten 
Einstellungsmustern in der 
BRD - Zur jetzt veröffentlichten 
Studie der Friedrich-Ebert- 


Stiftung.7 

Frankreich: 

Rechte zur Rentenreform 
und den Streiks (II).9 


■ Mit Empörung hat das Bündnis 
„Katemberg stellt sich quer“ bei 
seinem letzten Treffen erfahren, 
dass die NPD vor dem geplanten gemein¬ 
samen Aufmarsch mit den militant-fa¬ 
schistischen Kameradschaften am 27.11. 
2010 auf dem Katemberger Markt eine 
weitere Aktion in Essen plant. Ausge¬ 
rechnet am 9.11. 2010, dem 72. Jahrestag 
der Novemberpogrome der NSDAP, will 
sie auf dem Germaniaplatz in Essen-Bor- 
beck mit Fackeln, Fahnen und Transpa¬ 
renten aufmarschieren. Thema der vom 
NPD-Ratsherm Marcel Haliti angemel¬ 
deten Veranstaltung: „Mauerfall am 9.11. 
1989 - In Gedenken an die Mauertoten“. 

Dieses Thema kann aus Sicht des 
Bündnisses „Katernberg stellt sich quer“ 
und des Runden Tisches für Menschen¬ 
rechte nicht darüber hinwegtäuschen, 
dass ein von Rechtsradikalen angemelde¬ 
ter Aufzug mit Fackeln am Jahrestag der 
brennenden Synagogen und der Pogrome 
der Nazis gegen die jüdische Bevölke¬ 
rung eine antisemitische Provokation ist. 

Das Bündnis und der Runde Tisch for¬ 
dern die Polizeipräsidentin Frau Fischer- 
Weinsziehr deshalb auf, die Versamm¬ 
lung zu verbieten. 

Ein solches Demonstrationsverbot für 
Rechtsradikale an Tagen wie dem 9. No¬ 
vember müsste auch vor dem Hinter¬ 


grund der Rechtsprechung der letzten 
Jahre begründbar sein. 

In Essen hat der damalige Polizeipräsi¬ 
dent, Herbert Schenkelberg, 2004 schon 
einmal eine Versammlung aus der Neona¬ 
zi-Szene am 9.11. verboten. Damals soll¬ 
te die Versammlung direkt vor der Alten 
Synagoge stattfinden. Herr Schenkelberg 
bezeichnete das als „unverschämte Pro¬ 
vokation“. 

Da die Polizei unter anderem die Stadt 
aufgefordert hat, ihr bis zum 27.10. et¬ 
waige Einwände gegen die von der NPD 
angemeldete Veranstaltung am 9.11. mit¬ 
zuteilen, fordern das Bündnis und der 
Runde Tisch auch die Stadt Essen und 
insbesondere die zuständige Bezirksver¬ 
tretung auf, entsprechende Stellungnah¬ 
men abzugeben. 

Das Bündnis „Katemberg stellt sich 
quer“ besteht aus Vertretern mehrerer Ini¬ 
tiativen, Vereine, Kirchengemeinden, Ge¬ 
werkschaften und Parteien mit dem 
Schwerpunkt in Katemberg. Es plant Ge¬ 
genaktionen gegen die ebenfalls vom 
NPD-Ratsherrn Halili angemeldeten 
Kundgebung der NPD am 27.11. auf dem 
Katemberger Markt. 

Runder Tisch für Menschenrechte, 
gegen Rassismus und 
Rechtsradikalismus 
www.antirassismus-telefon.de ■ 


Foto: Karin Richert 
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Provokationen in Südtirol 

Italien/Südtirol. Nach der Beschlag¬ 
nahmung von rund 800 Plakaten der 
„Süd-Tiroler Freiheit“ in Bozen durch die 
Polizei will die extrem rechte Partei juris¬ 
tische Mittel einlegen. Das aus Anlass des 
„90. Jahrestags der italienischen Annexi¬ 
on Südtirols“ herausgegebene Plakat mit 
der Aufschrift „Auf Italien kann Süd-Ti¬ 
rol verzichten!“ zeigt einen Besen, der 
die italienische Flagge wegkehrt und die 
Tiroler Fahne nachzieht. Die italienische 
Staatsanwaltschaft sieht darin eine 
„Schmähung der italienischen Fahne“. 

Während dessen bereitet die „Süd-Ti- 
roler Freiheit“ eine weitere Provokation 
vor. Für Sonntag, den 14. November, ruft 
sie zu einer „Kundgebung gegen die Un¬ 
rechtsgrenze am Brenner“ auf. Die Kund¬ 
gebung, die ab 11 Uhr - „bei jeder Witte¬ 
rung“ - am Brennerpass stattfinden wird, 
soll „ein starkes Zeichen zur Beseitigung 
der Tiroler-Unrechtsgrenze“ setzen, so 
die Veranstalter. hma ■ 

Kandidatur angekündigt 

Berlin. Auch die „Deutsche Konservati¬ 
ve Partei“ (Kurzbezeichnung: Die Kon¬ 
servativen) hat angekündigt, im Herbst 
kommenden Jahres zur Wahl des Berliner 
Abgeordnetenhauses antreten zu wollen. 
Die Partei hatte sich bereits im vergange¬ 
nen Jahr gegründet. In ihrem Programm 
will sie „einer multikulturellen Gesell¬ 
schaft oder gar einer schleichenden Isla- 
misierung Deutschlands“ Einhalt gebie¬ 
ten und wendet sich „gegen alle Versuche 
(...), im Namen der „Political Correct- 
ness“ Themen zu tabuisieren und Denk¬ 
verbote zu errichten“. Zahlreiche ihrer 
Akteure waren zuvor in anderen extrem 
rechten Kleinparteien aktiv. Bundesvor¬ 
sitzender Dieter Jochim, QMS-Manager 
aus Berlin, und seine Stellvertreter, An¬ 
dreas Corinth, Polizeibeamter aus Berlin, 
und Claus Cira, Unternehmer aus Bre¬ 
men, waren zuvor in der „Deutschen Par¬ 
tei“ aktiv gewesen. Dem Landesverband 
NRW steht der ehemalige „Pro NRW“- 
Funktionär Dieter Danielzick aus Trois¬ 
dorf vor. Auch in Berlin und Bremen 
wurden mittlerweile Landesvorstände ge¬ 
wählt. Sich selbst sieht die Partei „in der 
Tradition und Nachfolge der „Deutsche 
Konservative Partei“, die 1946 entstand, 
sich 1955 auflöste und, wie es im „Partei¬ 
enhandbuch“ von Richard Stöss heißt, 
„vor allem seit 1948 zur Herberge für 
Rechtsextremisten unterschiedlichster 
Prägung bis hin zu Anhängern des Natio¬ 
nalsozialismus“ wurde. hma ■ 

Naziaufmarsch am 

20. November in Remagen 

Neonazis haben für den 20. November ei¬ 
nen Aufmarsch in Remagen (in Rhein¬ 



land-Pfalz zwischen Bonn und Koblenz) 
angekündigt. 

Anlass für die Neonazis, in Remagen 
aufzumarschieren, ist das sogenannte 
„Rheinwiesenlager“ bei Remagen. Dies 
war eines von etwa 20 US-amerikani¬ 
schen Lagern für deutsche Kriegsgefan¬ 
gene im Zeitraum Frühjahr bis Herbst 
1945. Das Lager in Remagen wurde im 
Juni wieder aufgelöst. 

Die Neonazis versuchen die deutschen 
Täter zu Opfern umzulügen und behaup¬ 
ten, es hätte dort eine Million Tote gege¬ 
ben. Tatsächlich dürfte diese Zahl zwi¬ 
schen 5.000 bis 10.000 gelegen haben 
(http://de.wikipedia.org/wiki/Rheinwie- 
senlager und http://www.kreis.aw-online. 
de/kvar/VT/hjb 1995/hjb 1995 .29.html). 
Bereits 2009 fand ein Aufmarsch zum 
gleichen Thema statt, damals marschier¬ 
ten am 21. November 230 Neonazis auf. 
Es ist damit zu rechnen, dass die Neona¬ 
zis versuchen, einen jährlichen Auf¬ 
marsch zu etablieren. 

Neonazis haben seit 2003 jedes Jahr 
mindestens einen Aufmarsch durchge¬ 
führt, entweder um den 08. Mai oder um 
den 20. November (eine Ausnahme ist 
das Jahr 2008, als die Neonazis im Juli in 
Bonn aufmarschierten). Seit 2005 sind 
die Neonazis vom „Aktionsbüro Mittel¬ 
rhein“ in die Organisation des Auf- 
marschs eingebunden. 

Das „Aktionsbüro Mittelrhein“ ist eine 
neonazistische Kameradschaft, die im 
Hinterland zwischen Bonn und Koblenz 
aktiv ist. Erstmals aufgetreten sind die 
Neonazis 2004 in Wunsiedel. Führungsfi¬ 
guren sind Sven Lobeck (http://de.indy- 
media.org/2005/ 10/129596. shtml) und 
Christian Häger. Ein ausführlicher Arti¬ 
kel findet sich hier: http://www.hnks- 
net .de/de/artikel/25 385 

Um auf das Problem aufmerksam zu 
machen, organisierten Antifas am 13. 
Februar 2009 eine Antifademo in Rema¬ 
gen. Am 8. Mai 2010 wurde zum 65. Jah¬ 


restag der Kapitulation von Nazideutsch¬ 
land eine weitere Antifademo organisiert. 
In Ahrweiler wurde das Wohnprojekt der 
Neonazis geoutet. 

Auch am 20. November wird es antifa¬ 
schistischen Widerstand gegen die Neo¬ 
nazis geben, achtet auf Ankündigungen 
bei indymedia, bei der Antifa Ahrweiler ( 
http://antifaahrweiler.blogsport.de) oder 
anderen Antifagruppen in der Region: 

http://antifaahnveiler.blogsport.de/ 
http://antifabonn.blogsport.de/ 
http.V/aia. blogsport. de/ 
http://antifa-koblenz.net ■ 

NPD darf Rieger-Gedenk- 
marsch in Wunsiedel abhalten 

Bayreuth/Wunsiedel. Die rechtsextre¬ 
me NPD darf nun doch eine Veranstal¬ 
tung zum Gedenken an ihren im vergan¬ 
genen Jahr gestorbenen Vizechef Jürgen 
Rieger abhalten. Das Verwaltungsgericht 
Bayreuth gab am Freitag einem Eilantrag 
der NPD auf Durchführung einer Ver¬ 
sammlung am 30. Oktober in Wunsiedel 
statt. Das Landratsamt Wunsiedel hatte 
die Veranstaltung mit Bescheid vom 
Montag zunächst verboten. Die Behörde 
sah in der Versammlung nicht nur ein Ge¬ 
denken an Rieger, sondern vor allem ein 
Gedenken an Hitler-Stellvertreter Rudolf 
Heß, der in Wunsiedel begraben liegt. 

2009 hatte der bayerische Verwaltungs¬ 
gerichtshof die Veranstaltung zum Tod 
Riegers mit der Beschränkung erlaubt, 
dass jede Form der Erwähnung von Hit¬ 
ler-Stellvertreter Heß zu unterlassen sei. 
Auch das Verwaltungsgericht Bayreuth 
berief sich in seiner Entscheidung vom 
Freitag auf die Möglichkeit, einer mit 
dem Gedenkmarsch verbundenen Ge¬ 
fährdung der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung durch Auflagen als „milderes 
Mittel“ zu begegnen. Ein Versammlungs¬ 
verbot scheide aus, solange das „mildere 
Mittel der Erteilung von Auflagen nicht 
ausgeschöpft sei“. Gegen diesen Be¬ 
schluss kann Beschwerde beim bayeri¬ 
schen Verwaltungsgerichtshof erhoben 
werden. 

Rieger hatte in Wunsiedel viele Jahre 
lang Neonazi-Aufmärsche zum Geden¬ 
ken an Hitlers Stellvertreter organisiert. 
Seit 2005 sind diese Märsche verboten. 

nach Presseberichten ■ 

„Pro Deutschland" treibt 
sein Unwesen 

Berlin. „Pro Deutschland“ versucht in¬ 
mitten des Berliner Stadtteils Neukölln 
Fuß zu fassen. Am letzten Samstag, dem 
23. Oktober 2010, versuchten 7 Anhänger 
unter dem Motto „Von deutschem Boden 
darf kein Dschihad ausgehen“ ihren Ras¬ 
sismus in den Neuköllner Schillerkiez zu 
tragen. Am Freitag, dem 29. Oktober 
2010, wollen die Rechtspopulist_innen 
den ersten Kreisverband in Berlin grün- 


2 :antifaschistische nachrichten 22-2010 





den. Schon im Vorfeld war den Anhän- 
ger_innen von „Pro Deutschland“ klar, 
dass durch die „sehr kurze [n] Vorlaufzeit 
nicht allzu viele Demo-Teilnehmer“ er¬ 
wartet werden. Stolze Sieben haben es 
letztendlich zur angekündigten „Spontan¬ 
demo“ geschafft. Rund 100 Menschen 
stellten sich ihnen entgegen. 


Der Peinlichkeit nicht genug, will „Pro 
Deutschland“ nun auch noch ihren ersten 
eigenen Berliner Kreisverband in Neu¬ 
kölln gründen. Dafür sind sie extra vor 
das Verwaltungsgericht Berlin gezogen, 
um den Saal der Bezirksverordneten im 
Neuköllner Rathaus zu nutzen. Im Vor¬ 
feld hatte der Bezirk die Nutzung des 
Saals untersagt. 

Ab 19.00 Uhr werden die Vertreterin¬ 
nen der rechtspopulistischen Bewegung 
in den Räumlichkeiten zu Gast sein. 
Schon ab 17.30 Uhr ruft das Berliner 
Bündnis „Rechtspopulismus stoppen“ zu 
einer Kundgebung unter dem Motto „Ab¬ 
gesang auf „Pro Deutschland“ feiern!“ 
vor dem Rathaus Neukölln (U-Bahnhof 
Rathaus Neukölln U7) auf. 

Auch in Zukunft werden es die Mit¬ 
streiterinnen von „Pro Deutschland“ 
nicht leicht haben, sich in Neukölln und 
anderen Bezirken von Berlin breit zu ma¬ 
chen. http://www.antifa-neukoelln.net ■ 

Millionenspende macht 
Weg für NPDVU-Fusion frei 

Die Fusion von NPD und DVU nimmt 
immer deutlichere Konturen an. Die Hal¬ 
le für einen Sonderparteitag der NPD ist 
gebucht - und auch die größte finanzielle 
Hürde ist genommen. Der ehemalige Par¬ 
teichef Gerhard Frey spendete der DVU 
nun mehr als eine Million Euro (siehe 
auch blog.abgeordnetenwatch.de). Nach 
Angaben des Bundestags gingen am 20. 
Oktober 2010 auf dem Konto der DVU 
eine Spende in Höhe von genau 
1.030.898,97 Euro ein. Das Geld vom 
langjährigem DVU-Vorsitzenden und 
Parteigründer Frey ebnet nun möglicher¬ 
weise den Weg für die angestrebte „Ver¬ 
schmelzung“ zwischen der DVU und 
NPD (bzw. für den Beitritt zur NPD). 

Die angestrebte Fusion von NPD und 
DVU war von vielen Beobachtern zu¬ 
nächst als Totgeburt bewertet worden. 
Grund: Die Schulden der DVU bei Partei¬ 


gründer Frey. Diese Schulden hätte die 
NPD im Falle einer Fusion übernehmen 
müssen - und damit hätte es wohl kaum 
eine Mehrheit für die „Verschmelzung“ 
gegeben. Doch nun hat Frey auf diese 
verzichtet. Aus finanzieller Sicht steht ei¬ 
nem Bündnis von DVU und NPD damit 
nichts mehr im Wege. 

Am 6. November will die 
NPD auf einem Sonderparteitag 
in Hohenmölsen (Sachsen-An¬ 
halt) über die Fusion beraten 
und abstimmen. Rund 400 De¬ 
legierte sollen zu dem Treffen 
kommen, juristisch kann die 
Stadt den Parteitag offenbar 
nicht mehr verhindern. 

Die größte Hürde für die Fu¬ 
sion könnte indes die DVU 
selbst sein, denn hier gab es 
schier undurchschaubare Gra¬ 
benkämpfe zwischen Parteichef 
Matthias Faust sowie Funktionären aus 
dem Nordwesten, welche unter keinen 
Umständen mit der NPD Zusammenge¬ 
hen wollen. 

Was eine Fusion konkret bedeutet, lässt 
sich derweil schwer abschätzen. Die Ba¬ 
sis der DVU gilt als passiv, größere Akti¬ 
vitäten sind kaum zu beobachten. Die 
NPD wird eine größere Mitgliederkartei 
verwalten dürfen - und erledigt einen 
Konkurrenten, der allerdings ohnehin nur 
noch vor sich hin dämmerte. Möglich 
scheint auch, dass die „Verschmelzung“ 
neue Unruhe in die Partei bringt, denn 
immerhin wird beispielsweise DVU-Chef 
Faust sein Amt nicht einfach so aufgeben, 
ohne sich eine neue Aufgabe (und ein 
Auskommen) zu sichern. 

Quelle: npd.blog.info, 28.10. 2010 ■ 

Ring Nationaler Frauen 
(RNF) tagte 

Am letzten Wochenende fand im Sach¬ 
sen-anhaitischen Halberstadt der Bundes¬ 
kongress des Rings Nationaler Frauen 
(RNF) statt, auf dem auch ein neuer Bun¬ 
desvorstand gewählt wurde. Auf der 
Webseite der NPD wird berichtet: 

„Die Wichtigkeit des RNF wurde durch 
die programmatischen Grußworte des 
sachsen-anhaltischen NPD-Landesvorsit- 
zenden und Spitzenkandidaten zur Land¬ 
tagswahl 2011, Matthias Hey der, durch 
das NPD-Präsidiumsmitglied Frank 
Schwerdt und den Parteivorsitzenden der 
DVU, Matthias Faust, unterstrichen. Alle 
Redner erklärten, daß ein nationaler 
Stimmungswandel im Lande festzustel¬ 
len sei, den die nationale Opposition im 
Wahljahr 2011 unbedingt nutzen müsse. 
Neben der bis Jahresende vollzogenen 
Parteifusion von NPD und DVU sei eine 
wichtige Voraussetzung für weitere Erfol¬ 
ge die verstärkte Ansprache von Frauen, 
die es sowohl für die Parteiarbeit als auch 
die Wahlurne zu gewinnen gelte. Viele 
Aussagen der nationalen Opposition zur 


inneren Sicherheit, Ausländerproblema¬ 
tik und Familienpolitik fänden bei Frauen 
ein offenes Gespür und machten eine Or¬ 
ganisation wie den RNF unerlässlich.“ 
Nachdem die Männer auf diese Art und 
Weise die Richtung vorgaben, wurde der 
Bundesvorstand gewählt. Die bisherige 
Bundesvorsitzende Edda Schmidt (Ba¬ 
den-Württemberg) bleibt dies auch wei¬ 
terhin. Als stellvertretende Bundesvorsit¬ 
zende wurden Ricarda Riefling (Nieder¬ 
sachsen) und Judith Rothe (Sachsen-An¬ 
halt) gewählt. Als Beisitzer fungieren 
Stella Hähnel (Brandenburg), Jasmin Ap¬ 
fel (Sachsen), Heidrun Walde (Sachsen- 
Anhalt) und Jennifer Bagil (Rheinland- 
Pfalz). 

Erstmals wurde auf einem RNF-Bun- 
deskongress die „Frau des Jahres“ ge¬ 
wählt - die Auszeichnung ging an Ursel 
Müller, die langjährige Vorsitzende der 
Hilfsgemeinschaft für nationale politi¬ 
sche Gefangene (HNG). 

Quelle: Webseite der NPD ■ 

„Frankfurt - Auschwitz" 

Frankfurt. 2010 jährt sich zum 65. Mal 
die Befreiung des Konzentrations- und 
Vernichtungslagers Auschwitz durch die 
Rote Armee und zum 45. Mal der Urteils¬ 
spruch im Frankfurter Auschwitz-Pro¬ 
zess, der erstmals die juristische Schuld¬ 
frage an der industriellen Vernichtung 
von Juden, Roma und Sinti öffentlich the¬ 
matisierte. 

Der Förderverein Roma e.V. und die 
Initiative 9. November nehmen dies zum 
Anlass, die mit dem Saarbrücker Künst¬ 
ler Bernd Rausch erstellte dokumenta¬ 
risch-künstlerische Ausstellung „Frank¬ 
furt-Auschwitz“ zu zeigen. Die Ausstel¬ 
lung thematisiert die Verfolgung, büro¬ 
kratische Erfassung und Vernichtung von 
Roma und Sinti im Nationalsozialismus, 
deren Wirkungsgeschichte nach 1945 so¬ 
wie die besondere Rolle der Stadt Frank¬ 
furt. 

Die Ausstellung „Frankfurt-Ausch¬ 
witz“ ist vom 24.10. bis zum 14.11.2010 
jeweils Sonntags von 11 bis 14 Uhr im 
Hochbunker Friedberger Anlage 5-6, dem 
Ort der ehemaligen Synagoge der Israeli¬ 
tischen Religionsgesellschaft, zu sehen. 

Am 7.11., 14 Uhr, wird die Diplom-So¬ 
ziologin Ute Daub über Eva Justin, die 
neben Robert Ritter für die Verfolgung 
und Vernichtung von Roma und Sinti 
während des Nationalsozialismus verant¬ 
wortlich war, reden. Ort der Begleitver¬ 
anstaltungen ist auch der Hochbunker 
(warme Kleidung ist erforderlich). 

Vom 27.1.2011 - 27.2.2011 wird die 
Ausstellung dann in der Paulskirche in 
Frankfurt gezeigt. 

Informationen unter: www.foerderver- 
einroma.de, www.ausstellung-rausch.de, 
www. initiative-neunter- november. de 

Förderverein Roma, Ffm., den 
19.10.10U 
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■ Hanns Kralik (1900-1971) und 
seine Frau Lya (1901-1981) 
fanden jetzt im Foyer le Pont in 
Paris - dem Gästehaus der Aktion 
Sühnezeichen Friedensdienste - mit 
einer Ausstellung über ihr Leben und 
Werk freundliches Asyl. 

Mehr als 50 Arbeiten und Dokumente 
umfasst die Präsentation, (zusammenge¬ 
tragen von der VVN-BdA Düsseldorf), 
die Leben und Wirken von Lya und 
Hanns Kralik dokumentiert. 

Ermöglicht haben die Ausstellung über 
das Leben der Kralik’s als antifaschisti¬ 
sche Widerstandskämpferinnen und 
Kommunistinnen die Evangelische Kir¬ 
che des Rheinlands, das Länderbüro der 
Aktion Sühnezeichen Friedensdienste 
e.V. und die VVN-BdA Düsseldorf. 

Christian Drägert (Präsident der Asso¬ 
ziation Foyer le Pont) eröffnete die „be¬ 
merkenswerte Ausstellung“ und erinnerte 
daran: Mehrfach inhaftiert, zeitweise im 
KZ Börgermoor, hat hat Hanns und Lya 
Kralik die illegale politische Arbeit über 
die Niederlande nach Frankreich geführt, 
wo sie bis zur Befreiung Teil der Resis¬ 
tance gewesen sind. „Hanns Kralik war 
Künstler, seine Frau eine geschickte Or¬ 
ganisatorin.“ Durch Zufälle der drohen¬ 
den Gefahr entgehend und unter Deckna¬ 
men das Leben fristend, in Vichy-Frank¬ 
reich interniert, und dennoch künstlerisch 
und politisch wirkend, so kannte man sie. 
„Im Verlauf der illegalen Arbeit im Raum 
Lyon haben die Kraliks die Bekannt¬ 
schaft mit Menschen gemacht, die ihnen 
ideologisch eher fremd, aber im Kampf 
gegen den Faschismus verbunden waren. 
Einer davon war der reformierte Pfarrer 
Joseph Bourdon aus Mende, der Wider¬ 
standskämpfern sowie jüdischen Flücht¬ 
lingen in kirchlichen Räumen Schutz ge¬ 
währte und sie mit gefälschten Ausweis¬ 
dokumenten versorgte“. 

Der Sprecher der VVN-BdA Düssel¬ 
dorf Jürgen Schuh verwies auf die Kunst¬ 
fertigkeit von Hanns, der Henny Dreifuss 
- selbst Aktive in der Resistance - ihre il¬ 
legalen Papiere verdankte, sprach von 
dem vielfach unbekannten Kapitel 
deutsch-französischer Freundschaft, wel¬ 
ches mit Blut und Tränen geschrieben sei. 

Und weiter: „Im Zentrum der Ausstel¬ 
lung steht der Koffer (Titelseite der Aus¬ 
stellungsbroschüre), mit dem 1945 Lya 
und Hanns Kralik nach der Befreiung 
ihre wenigen Habseligkeiten von Paris in 
ihre alte Heimat Düsseldorf expedierten. 
Als Ausstellungsvitrine gestaltet enthält 
er - ein vielleicht letztes erhaltenes 
Exemplar von Zigarettenpapierbildchen - 
gerichtet an die deutschen Soldaten - und 
die Kopie eines 50 Seiten umfassenden 
Rechenschaftsberichtes des Kulturdezer¬ 
nenten Hanns Kralik über fünf Jahre sei¬ 
ner Bemühungen um den Wiederaufbau 
des kulturellen Lebens seiner Stadt Düs¬ 
seldorf. 


Von den Nazis verjagt, von 
Adenauer geschasst...! 

Gesichter des deutschen Widerstandes - Lya und Hanns Kralik 
Eine Ausstellung in Paris 


Zahlreiche seiner Kunstwerke gingen 
verloren. Was die Nazis 1933 an Arbeiten 
und Dokumenten in Düsseldorf noch 
nicht zerstört hatten, war in der Pariser 
Wohnung von SS-Stiefeln zertrampelt 
worden. Die handwerkliche, die politi¬ 
sche, die künstlerische Bandbreite des 
Schaffens von Hanns Kralik können wir 
hier nur bruchstückhaft wiedergeben. 


zvi Lia.ljri.tir' ilintiitai 

Lya und Hatins Kralik 




Trotz aller Verluste ist ein Einblick in das 
umfangreiche Schaffen von Hanns Kralik 
gegeben. 

Nicht zu vergessen die Arbeit von Lya 
Kralik beim Aufbau der .Deutschen Frei¬ 
heits-Bibliothek" mit Heinrich Mann um 
den Erhalt der Arbeiten der besten Köpfe 


der deutschen Literatur, die im faschisti¬ 
schen Deutschland bei den Bücherver¬ 
brennungen ein Opfer der Flammen ge¬ 
worden waren. 

Hanns Kralik wurde 1951 auf Grund 
des berüchtigten „Adenauer-Erlasses“ 
wie tausende anderer KPD-Mitglieder 
„aus dem Dienst entfernt“. Sein Engage¬ 
ment gegen die Remilitarisierung, gegen 
Nazis - die wieder in führende Positionen 
drängten und kamen - war unerwünscht. 
Dagegen konnte z.B. der SS-Komman- 
deur Lammerding aus Düsseldorf, der 
maßgeblich die Massenmorde von Ora- 
dour und Tülle zu verantworten hatte und 
in Bordeaux zum Tode verurteilt worden 
war, sein Leben in Düsseldorf mit Pensi¬ 
on unbehelligt führen. 

Wir erinnern an Heinrich Heine, der 
hier in Paris seine letzte Ruhe fand: 
.Wenn wir es dahin bringen, dass die gro¬ 
ße Menge die Gegenwart versteht, so las¬ 
sen die Völker sich nicht mehr von den 
Lohnschreibem der Aristokratie zu Hass 
und Krieg verhetzen, das große Völker¬ 
bündnis, die heilige Allianz der Nationen 
kommt zustande...! ‘ 

Diese Ausstellung möge dazu ein we¬ 
nig beitragen.“ 

Wir hoffen, diese Ausstellung in Moers 
- wo Hanns aufgewachsen ist, wo er 
Stahl- und Bergarbeiter war — und in 
Düsseldorf - wo Lya und Hanns Kralik 
nach 1945 wirkten, 2011 präsentieren zu 
können. 

Jürgen Schuh ■ 


Entmilitarisierter Volks¬ 
trauertag 

14. November 2010 Mannheim 
Hauptfriedhof, Trauerhalle 11.00 Uhr 

Die zentrale Gedenkfeier zum Völkstrau- 
ertag wird seit 1990 auf dem Mannhei¬ 
mer Hauptfriedhof in entmilitarisierter 
Form durchgeführt. Die Gestaltung liegt 
beim Arbeitskreis Völkstrauertag. (u. a. 
DGB Region Rhein-Neckar, VVN-BdA, 
DFGVK und freireligiöse Gemeinde). 

Die ersten Jahre fand die Gedenkfeier 
unter Beteiligung des Volksbundes Deut¬ 
sche Kriegsgräberfürsorge statt. 1996 zog 
sich der Volksbund Deutsche Kriegsgrä¬ 
berfürsorge aus dem Arbeitskreis zurück 
und veranstaltet nun nachmittags eine ei¬ 
gene Feier. Wichtiger Leitgedanke der 
entmilitarisierten Gedenkfeier war und ist 
es, aller Opfer aller Kriege zu gedenken. 
Jedes Jahr erneut werden beim Schweige¬ 
weg Opfer von Faschismus und Kriegen 
in Einzelschicksalen dargestellt, um sie 


aus der Anonymität treten zu lassen. Die 
Schirmherrschaft für diese Veranstaltung 
hat Stefan Rebmann, Vorsitzender DGB 
Region Rhein-Neckar, übernommen. 
Trauerhalle: Begrüßung: Lars Treusch, 
DGB Region Nordbaden. Ansprache: 
„Zwischen „Kollateralschäden“ und 
„neuen Helden“, Jürgen Rose, Darmstäd¬ 
ter Signal, Rezitation - Einhart Klucke 
Schweigeweg zu Gedenkstätten des 
Friedhofs: Gräberfeld der polnischen 
KZ-Häftlinge, Zum .Heldentum" gezwun¬ 
gen - mit 14 Jahren ins KZ. Das Schicksal 
des polnischen Zwangsarbeiters Andrzej 
Branecki. Andrea Volz, KZ-Gedenkstätte 
Sandhofen 

KZ-Gedenkstätte: Zwangssterilisation 
und „Euthanasie“ - Erinnerung an ein 
Opfer der NS-Medizin Karin Bemdt, AK 
Justiz Soldatengedenkstätte „Wir waren 
praktisch schon tot“ Petros Aforki Mulu- 
geta und Yonas Haile Mehari - Deserteu¬ 
re aus Eritrea, Gaby Weiland. ■ 
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Hamm. Am Samstag, den 23. Ok¬ 
tober erteilten Bürgerinnen und 
Antifaschist_innen den Nazis in 
Hamm eine klare Absage. Nur 230 Nazis, 
zusammengetrommelt aus dem ganzen 
Bundesgebiet, konnten die Hammer Fa¬ 
schisten zu ihrer Demo mobilisieren. 

Die Nazis feiern ihre Demo wie üblich 
als Erfolg und halluzinieren unter der 
Überschrift „Ein freies Volk steht auf!“ 
von einer „kraftvollen Demonstration als 
Meilenstein für die nationale Bewegung 
in Hamm“ zu der sich „280 nationale 
Deutsche “ einfanden und „viele interes¬ 
sierte Hammer Bürger, die den Rednern 
auch spontan Beifall klatschten“. 

Laut Nazis wurden „mehr als 10.000 
Flugzettel verteilt sowie 10.000 Aufkle¬ 
ber und mehrere hundert Plakate ver¬ 
klebt“. Der erhoffte Zustrom von Ham¬ 
mer Bürgerinnen blieb trotzdem aus. 
Die Nazis marschierten durch menschen¬ 
leere Straßen im Hammer Westen, vorbei 
an heruntergelassenen Rolläden. 

Die antifaschistische Kundgebung am 
HoppeGarden war mit ungefähr 350 
Menschen gut besucht. Parallel dazu fand 
auf dem Viktoriaplatz ein multikulturelles 
Fest von Hammer Bürgerinnen statt. 
Nach der Auflösung am HoppeGarden 
gelang es immer wieder Menschen, in die 
Nähe der Nazi-Route zu kommen und 
Flagge gegen das braune Häuflein zu zei¬ 
gen. Die Polizei erteilte wiederholt Platz¬ 
verweise. Es kam jedoch zu keinen Fest¬ 
nahmen. http.V/naziaufinarsch- 

entgegentreten.de/ ■ 



Absage für Nazis in Hamm 

Antifaprotest mit 350 Besuchern und multikulturelles Fest in Hamm. 230 bun¬ 
desweit zusammengetrommelte Nazis laufen durch menschenleere Straßen. 



Naziaufmarsch in Hamm am 23. Oktober 


Fotos: Karin Richert 




STOPPEN WIR 
GEMEINSAM DIE 

nazis 

AUFRUF für SAMSTAG, 
den 13. NOVEMBER 2010 

12 Uhr Sendlinger Tor: Kulturfest 
B 14 Uhr Cafe GAP: Kulturveranstaltung 


München. Der Bezirksausschuss 
2 (Ludwigsvorstadt und Isarvor¬ 
stadt) mobilisiert die Menschen in 
den be trolle neu Stadtvierteln zum Protest 
gegen einen Naziaufmarsch am 
13.11.2010 und wendet sich dazu mit dem 
folgenden Aufruf an alle Münchnerinnen 
u. Münchner: „Wir bleiben dabei: es gibt 
kein Recht auf Nazipropaganda. Faschis¬ 
mus ist keine Meinung, sondern ein Ver¬ 
brechen. Deshalb ist ziviler Ungehorsam 
legitim und nötig, wo immer Nazis auf¬ 
marschieren: Am 13. November 2010 
wollen Neonazis aus ganz Bayern erneut 
ihre menschenverachtende und rassisti¬ 
sche Propaganda in der Münchner Innen¬ 
stadt verbreiten. Das darf nicht passieren. 
Am 8. Mai dieses Jahres ist es Münchner 
Bürgerinnen und Bürger in Fürstenried ge¬ 
lungen, einen Neonaziaufmarsch zu ver¬ 
hindern, weil viele Menschen sich auf die 
Straße gestellt und so den Neonazis den 
Weg versperrt haben.... Ein solches Enga¬ 
gement wünschen wir uns auch am 13. 
November in der Münchner Innenstadt. 
Was in Fürstenried gelungen ist, sollte 
auch in der Innenstadt gelingen, wenn ge¬ 
meinsam tausende Münchnerinnen und 
Münchner den Neonazis entgegentreten. 
Wir sagen: Keinen Fußbreit den Faschis¬ 


ten - nicht in Fürstenried, nicht in der 
Münchner Innenstadt und auch sonst nir¬ 
gends. Wir rufen deshalb alle Menschen in 
dieser Stadt dazu auf, zahlreich und mit al¬ 
len demokratischen Mitteln gegen den 
Aufmarsch der Neonazis zu demonstrie¬ 
ren: In München ist kein Platz für Nazis!“ 

KZ-Uberlebende rufen auf: 

Mit einem Aufmarsch und mehreren 
Kundgebungen wollen die Neonazis am 
13. November den Volkstrauertag in einem 
NS-Heldengedenktag umwandeln und 
wieder ihre menschenfeindlichen Ziele, 
die sich an der verbrecherischen Ideologie 


und Politik der Nazis ausrichten, propagie¬ 
ren. DAS DÜRFEN WIR NICHT ZU¬ 
LASSEN! Naziaufmärsche sind eine Ver¬ 
höhnung aller Überlebenden Opfer des 
Naziregimes und aller Opfer neonazisti¬ 
scher Gewalt in der Bundesrepublik. Wir 
Überlebenden der Konzentrationslager ru¬ 
fen alle Münchner Bürgerinnen und Bür¬ 
ger auf: Was am 8. Mai 2010 den Münch¬ 
nerinnen und Münchnern in Fürstenried 
gelungen ist, müssen wir auch am 13. No¬ 
vember schaffen. 

Emst Grube ■ Werner Grube ■ Lina 
Haag ■ Martin Löwenberg- Dr. h.c. Max 
Mannheimer ■ Hans Taschner ■ 
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Reaktionärer Scharfmacher 
bei CDU-naher Stiftung 


■ Hamburg. Grünen-Landesvorsit- 
zende Katharina Fegebank sah 
noch vor einigen Wochen „kein 
Zeichen, dass sich die CDU nach rechts 
verschiebt.“ Es war der Abend gemeint, an 
dem sich der in Kritik geratene Bürger¬ 
meisterkandidat Christoph Alhaus der grü¬ 
nen Basis präsentiert hatte. Nach diesem 
obersten grünen Persilschein konnte der 
Ex-Verbindungsbruder einer schlagenden 
Tumerschaft wie geplant zum Landeschef 
gewählt werden. 

Nachdem nun einiges Wasser die Elbe 
hinunter geflossen ist, ist die Schamfrist 
vorbei. Ahlhaus erklärte am 16.9.2010 ge¬ 
genüber dem „Deutschlandfunk“, bezüg¬ 
lich seiner Ex-Verbindung gebe es „keine 
inhaltliche Distanzierung, das ist mir ganz 
wichtig. Ich bleibe meiner Linie treu.“ Er 
werde versuchen, „das konservative Profil 
der CDU zu stärken“ und er verstehe sich 
wortwörtlich als „law and order-Mann.“ 
Dass die Zeit der Kreidefresserei bei der 
Union vorbei ist, macht auch die Hambur¬ 
ger Dependance der Konrad-Adenauer- 
Stiftung (KAS) deutlich. Zum 20-jährigen 
Jubiläum der Deutschen Einheit lud die 
CDU-nahe Stiftung nun ausgerechnet ei¬ 
nen umstrittenen Reaktionär als Festred¬ 
ner ein. Arnulf Baring referierte am 12. 
Oktober 2010 im Hotel Steigenberger zum 
Thema „20 Jahre Wiedervereinigung - 
Das unverstandene Glück der deutschen 
Wiedervereinigung.“ 

Baring - Der Historiker 

Prof. Arnulf Baring hat sich als rechter 
Historiker seit Jahren geschichtsrevisio¬ 
nistische Umdeutungen der deutschen 
Vergangenheit zur Aufgabe gemacht. Auf 
einem „Tag der Heimat“ der Vertriebenen 
verglich er schon mal die „Leiden jener 
ostpreußischen Waisen“ am Ende des 
Zweiten Weltkriegs mit dem „Untergang 
des jüdischen Mädchens aus Amsterdam“, 
gemeint war die Ermordung Anne Franks 
während des Holocausts. Bei dieser Gele¬ 
genheit plädierte er auch für die Bezeich¬ 
nung Ostdeutschland für die Gebiete öst¬ 
lich von Oder und Neiße. Und dozierte, 
die Deutschen hätten drei Katastrophen in 
ihrer Geschichte erlebt. Dies seien: Der 
Niedergang der Hohenstaufen, der Drei¬ 
ßigjährige Krieg und drittens, „zwei verlo¬ 
rene Weltkriege und der Verlust von östli¬ 
chen Landschaften, die sie in tausend Jah¬ 
ren erobert hatten.“ Welche Katastrophe es 
für die europäischen Nachbarn, ja die 
Menschheit gewesen wäre, wenn die 
Deutschen die beiden Weltkriege gewon¬ 
nen hätten, darüber schweigt der Herr Pro¬ 
fessor. 

Mit ähnlichen Positionen löst Baring 
immer wieder Skandale aus. 2006 verglich 
er im TV-Magazin „Hessenschau“ den 
Nationalsozialismus mit dem Zugunglück 
von Eschede. Der damalige Fraktionsvor¬ 
sitzende der Grünen Tarek al Wazir erklär¬ 
te dazu: „Baring vergleicht einen bekla¬ 
genswerten Unfall mit geplantem Massen¬ 


mord, er setzt die Wannsee-Konferenz mit 
einem gebrochenen Radreifen gleich. Das 
ist eine unerträgliche Verharmlosung der 
Nazi-Diktatur. Damit hat sich Baring end¬ 
gültig aus der Reihe der ernst zu nehmen¬ 
den Wissenschaftler verabschiedet.“ 

Zuvor hatte Baring bei einer Veranstal¬ 
tung der hessischen CDU ähnliche den 
Holocaust verharmlosende Thesen geäu¬ 
ßert und gefordert, man müsse den Aus¬ 
druck „Integration“ durch das - ja, zuge¬ 
geben, nationalsozialistische Wort - „Ein¬ 


deutschung“ ersetzen. Renate Künast 
(Grüne) forderte daraufhin eine eindeutige 
Distanzierung der CDU von Baring. „Wer 
den Holocaust als bedauernswerte Ent¬ 
gleisung“ verharmlost und von Migranten 
.Eindeutschung“ statt Integration fordert, 
stellt sich selbst ins Abseits.“ 

Baring - Der vergessliche Weggefährte 
der extremen Rechten 

Mit seinem revanchistischem und revisio¬ 
nistischem Gerede und seiner Forderung 
nach „Eindeutschung“ ist Baring nicht nur 
gern gesehener Scharfmacher in unsägli¬ 
chen Talkshows und Interviews der Boule¬ 
vardpresse, sondern beliebter Redner und 
Interviewpartner für Kreise rechts der Uni¬ 
on. Die völkische Zeitung „Junge Frei¬ 
heit“ (JF) warb im letzten Monat mit der 
Baring-Parole „In der Sache kann Sarrazin 
niemand widerlegen.“ Bei dem JF-nahem 
„Institut für Staatspolitik“ (IfS) referierte 
der eifrige Publizist ebenfalls. 

Immer wieder wird Baring auch von 
Gruppen und Organisationen eingeladen, 
die der Inlandsgeheimdienst wegen neofa¬ 
schistischer Aktivitäten und Kontakte im 
Blickfeld hat. Werden solche Einladungen 
in der Öffentlichkeit bekannt, dann beruft 
sich der studierte Jurist gerne mal auf Ver¬ 
gesslichkeit. 

In Hamburg sollte Baring 1994 vor der 
„Staats- und Wirtschaftpolitischen Gesell¬ 
schaft“ sprechen. Im Vorstand der neu¬ 
rechten Bildungsgesellschaft saßen da¬ 
mals noch mehrere ehemalige NS-Funk- 


tionäre, die auch nach 1945 im braunen 
Sumpf tätig waren. Als Baring daraufhin 
öffentlich der Nazischulung bezichtigt 
wurde, behauptete er, die Umstände seien 
ihm nicht bekannt gewesen. 

Ähnlich argumentierte Baring als 2006 
durch den „Stern“ bekannt wurde, dass er 
bei einem „Schulverein zur Förderung der 
Russlanddeutschen in Ostpreußen e.V.“ 
vortragen sollte. Der Verein ist seit Jahren 
ein Fall für den Verfassungsschutz. So hat¬ 
te 1999 der vorbestrafte Antisemit Horst 
Mahler bei dem Ost¬ 
preußen-Verein refe¬ 
riert. 

Gern gesehener Gast 
ist der reaktionäre Pro¬ 
fessor natürlich auch 
bei völkischen, schla¬ 
genden Burschenschaf¬ 
ten. Dieses Jahr beim 
Festkommers der „Ver¬ 
einigung alter Bur¬ 
schenschafter“ in Ber¬ 
lin und 2009 bei der 
umstrittenen „Bur¬ 
schenschaft Norman- 
nia-Nibelungen“ aus 
Bielefeld. Bei dieser 
Burschenschaft trugen schon Personen aus 
dem Umfeld von NPD und Republikanern 
vor. Baring sprach trotzdem zum Thema 
„Der Aufstand vom 17. Juni 1953.“ Um 
Aufstände respektive „Terrorismus - Frei¬ 
heitskampf, Fanatismus oder staatlich ge¬ 
lenkte Gewalt“ ging es bei der Bielefelder 
Burschenschaft auch fünf Monate später. 
Und als entsprechenden Experten zu der 
so genannten Ideen-Werkstatt hatte man 
dann keinen Professor der Geschichte, 
sondern den ehemaligen Neonazi und 
Rechtsterroristen Ottfried Hepp eingela¬ 
den, der seine Taten allerdings inzwischen 
bereut. 

Rechtsruck bei der Hamburger CDU? 

Der Auftritt Amulf Barings bei der Ham¬ 
burger KAS vor ca. 200 Personen ist ein 
gutes Beispiel dafür, dass die hanseati¬ 
schen Christdemokraten am rechten Rand 
Punkte machen wollen. Nach der sommer¬ 
lichen Leisetreterei, die der CDU und ih¬ 
rem ex-korporierten Bürgermeister gerade 
aus dem Lager der Studentenverbindun¬ 
gen massive Kritik eingebracht hat, sollen 
nun wieder rechte Duftmarken gesetzt 
werden. Die KAS hatte also mit Amulf 
Baring den richtigen Referenten für die ihr 
nahe stehenden Kreise gefunden. Fraglich 
bleibt nur, woher der Fraktionsvorsitzende 
der GAL Jens Kerstan die Sicherheit 
nimmt, dass Ahlhaus „den weltoffenen 
und toleranten Kurs seines Vorgängers 
weiterführen werde.“ 

Felix Krebs ■ 



Arnulf Baring bei der Burschenschaft Normannia-Nibelungen 
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Hochkonjunktur von rechten Einstellung» 
mustern in der BRD 


Die repräsentative Studie „Die 
Mitte in der Krise - Rechtsex¬ 
treme Einstellungen in Deutsch¬ 
land 2010" im Auftrag der Friedrich- 
Ebert-Stiftung, wo im Frühjahr 2010 
mehr als 2.400 Menschen im Alter 
von 14 bis 90 Jahren in direkten Inter¬ 
views befragt wurden, ergab, dass 
sich in der Bundesrepublik antidemo¬ 
kratische und rassistische Einstellun¬ 
gen in den letzten beiden Jahren im 
Vergleich zu den Vorgängerstudien 
2006 und 2008 weiter ausgebreitet 
haben. 1 Einem Fünftel der deutschen 
Bevölkerung kann ein gefestigtes ex¬ 
trem rechtes Weltbild bescheinigt 
werden. 2 

Mehr als 30 Prozent der befragten Perso¬ 
nen stimmten der Aussage zu: „Auslän¬ 
der kommen, um den Sozialstaat auszu¬ 
nutzen.“ 3 Fast jede dritte Person votierte 
für die Ansicht, bei anhaltender Wirt¬ 
schaftskrise und fehlenden Arbeitsplät¬ 
zen „sollte man die Ausländer wieder in 
ihre Heimat zurückschicken“. 4 Genauso 
viele sahen die BRD durch „die vielen 
Ausländer in einem gefährlichen Maß 
überfremdet“. 5 Antimuslimischer Rassis¬ 
mus zeigte sich laut der Studie sogar bei 
einer Mehrheit der befragten Personen. 6 


Der Aussage „Für Muslime in Deutsch¬ 
land sollte die Religionsausübung erheb¬ 
lich eingeschränkt werden“ schlossen 
sich 58,4 Prozent der Bevölkerung an - in 
Ostdeutschland sogar 75,7 Prozent. 55 
Prozent hielten die folgende Behauptung 
für richtig: „Ich kann es gut verstehen, 
dass manchen Leuten Araber unange¬ 
nehm sind.“ 7 

Autoritative und demokratiefeindliche 
Einstellungen sind ebenfalls in erschre¬ 
ckendem Maße weit verbreitet. Die An¬ 
sicht „Deutschland braucht jetzt eine ein¬ 
zige starke Partei, die die Volksgemein¬ 
schaft insgesamt verkörpert“ bejahte fast 
jede vierte befragte Person. 8 Mehr als 65 
Jahre nach dem Ende des „Dritten Rei¬ 
ches“ wollen ca. 13 % einen „Führer“ zu¬ 
rück, der „Deutschland zum Wohle aller 
mit starker Hand regiert“. Mehr als 10 % 
der Bevölkerung gaben an, der National¬ 
sozialismus habe „auch seine guten Sei¬ 
ten“ gehabt. 9 

Diese neonationalsozialistischen Ein¬ 
stellungspotentiale sind eine Bestätigung 
für extrem rechte Parteien oder „Kame¬ 
radschaften“ sowie „Autonome Nationa¬ 
listen“, die auf eine Zerstörung der parla¬ 
mentarischen Demokratie hinarbeiten. 

Eine nationalistische Außenpolitik und 
eine chauvinistisch geprägte Machtpoli¬ 


tik Deutschlands in der internationalen 
Staatengemeinschaft finden ebenfalls 
hohe Zustimmungswerte. So findet die 
Forderung, Deutschland die „Macht und 
Geltung“ zu verschaffen, „die ihm zu¬ 
steht“, bei mehr als jeder vierten befrag¬ 
ten Person ein positives Echo. 10 Ein „har¬ 
tes und energisches Durchsetzen deut¬ 
scher Interessen gegenüber dem Aus¬ 
land“ befürwortet jede(r) Dritte. Den wie 
auch immer gearteten „Mut zu einem 
starken Nationalgefühl“ unterstützen fast 
40 Prozent. 11 

Die immer wieder beschworene „Poli¬ 
tikverdrossenheit“ erreichte bei der Um¬ 
frage Höchstwerte. Mehr als 90 % der 
Befragten betrachteten es als „sinnlos“, 
sich „politisch zu engagieren“, weil sie 
„sowieso keinen Einfluss“ besäßen auf 
das, „was die Regierung tut.“ 12 In der 
Studie heißt es, dass „.Demokratie“ und 
.Politik“ von vielen Teilnehmenden nicht 
als etwas begriffen werden kann, an dem 
sie beteiligt sind. Es sind Regierungen 
oder Politiker/innen, die handeln, die ein¬ 
zig wahrgenommene Partizipationsmög¬ 
lichkeit besteht in den Wahlen und diese 
wird in den Gruppendiskussionen ent¬ 
wertet.“ 13 

Diese apolitische Haltung ist eine fun¬ 
damentale Bedrohung für die demokrati- 
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sehe Ordnung; ein deutlicheres Alarmzei¬ 
chen gibt es nicht. 

Die Studie belegt eindrücklich, dass 
extrem rechte Einstellungsmuster inner¬ 
halb der „Mitte“ der Gesellschaft weit 
verbreitet sind und nicht nur an einem 
immer wieder beschworenen „rechten 
Rand“. Laut der Studie gibt es bei Wäh¬ 
lern der CDU/CSU, SPD, FDP, den Grü¬ 
nen und selbst bei der Linkspartei gefes¬ 
tigte antidemokratische und rassistische 
Auffassungen. 14 Extrem rechtes Denken 
existiert in jeder gesellschaftlichen Grup¬ 
pe und Klasse, nicht nur bei den „Verlie¬ 
rern“ der Wirtschafts- und Finanzkrise. 15 
Bei Gewerkschaftsmitgliedern ist das 
rechte Denken genauso stark ausgeprägt 
wie in der Gesamtgesellschaft. 16 Ältere 
Menschen stimmten häufiger extrem 
rechten Aussagen zu als jüngere Perso¬ 
nen. Menschen mit geringerem Bildungs¬ 
niveau vertreten öfter extrem rechte The¬ 
sen als höher gebildete Personen. 17 Mit¬ 
glieder der katholischen und evangeli¬ 
schen Kirche in der Bundesrepublik vo¬ 
tierten stärker für extrem rechte Aussagen 
als Konfessionslose oder Atheisten. 18 

Extrem rechte Einstellungen sind laut 
der Studie im Osten der Bundesrepublik 
stärker ausgeprägt als im Westen. 19 Dies 
wird begründet mit der anhaltend hohen 
Arbeitslosigkeit in den neuen Bundeslän¬ 
dern. Dort sind Abstiegsängste bei von 
Arbeitslosigkeit bedrohten Personen im 
Zuge der Wirtschaftskrise stärker ausge¬ 
prägt, was sich in autoritativen und ras¬ 
sistischen Einstellungen manifestiert. 20 

Als Reaktion auf die Umfrage sprach 
die Vorsitzende der Grünen, Claudia 
Roth, von „dringendem demokratiepoliti¬ 
schen Handlungsbedarf“. 21 Für diese er¬ 
schreckenden Befunde machte sie die 
Bundesregierung mitverantwortlich und 
bemängelte, Politik „hinter verschlosse¬ 
nen Türen und undemokratische Geheim¬ 
abkommen mit Lobbygruppen“ seien 
„Gift für die Demokratie“. 

Der Vorsitzende der Linkspartei, Klaus 
Emst, sprach von „alarmierenden“ Er¬ 
gebnissen und forderte eine Änderung in 
der Sozial- und Arbeitsmarktpolitik, um 
dem wachsenden Rassismus zu begeg¬ 
nen. 

Die Ergebnisse dieser Studie im Früh¬ 
jahr 2010 sind schon erschreckend ge¬ 
nug. Nach der Vorstellung des Buches 
von Thilo Sarrazin mit seinen erbbiologi¬ 
schen, rassistischen und klassistischen 
Behauptungen wäre eine erneute Steige¬ 
rung der autoritativen und rassistischen 
Antworten keine Überraschung. Der 
Rechtsruck in der Politik und in den Köp¬ 
fen zahlreicher Menschen dieses Landes 
ist ein Faktum, das nicht länger ignoriert 
werden darf. 

Die Befunde der Studie lassen Zweifel 
an der Verwendbarkeit der Extremismus¬ 
theorie erkennen, die von den Verfas¬ 
sungsschutzbehörden vertreten wird. Seit 
längerer Zeit existiert eine regierungsna¬ 


he Extremismustheorie, die in den Veröf¬ 
fentlichungen des Verfassungsschutzes 
sowohl des Bundes als auch der Länder 
verwendet wird. Die beiden Politikwis¬ 
senschaftler Uwe Backes und Eckhard 
Jesse sind bemüht, die Extremismustheo¬ 
rie über Staatsschutzorgane oder Regie¬ 
rungsapparat hinaus im akademischen 


Bereich zu etablieren. Backes und Jesse 
operieren mit dem Extremismusbegriff 
als eine „Sammelbezeichnung für unter¬ 
schiedliche politische Gesinnungen und 
Bestrebungen (...), die sich in der Ableh¬ 
nung des demokratischen Verfassungs¬ 
staates und seiner fundamentalen Werte 
einig wissen.“ 22 Beim Extremismus han¬ 
delt es sich laut Backes und Jesse um eine 

itHWlii und !■: 1 1 1< hi ' D* prlejllilll ■ 

im ZpIftergPiiln JtM6 und 7(11n Um;.*: 


Ideologie, die die Bestandteile des demo¬ 
kratischen Verfassungsstaates (Gewalten¬ 
teilung, Menschen- und Bürgerrechte, die 
Anerkennung des Pluralismus- und des 
Repräsentationsprinzips sowie Toleranz 
gegenüber Minderheiten und Andersden¬ 
kenden) negiert. 23 Im Falle der Negie¬ 
rung des Prinzips menschlicher Funda¬ 
mentalgleichheit sprechen die beiden 
Forscher von Rechtsextremismus. Die 
Zahl der Rechtsextremisten, die eine Ge¬ 
fahr für die Demokratie darstellen, liegt 
laut den Verfassungsberichten der letzten 
Jahre bei einigen lediglich zehntausend 
Menschen. 

Jaschke stellt dagegen richtigerweise 
fest, dass Rechtsextremismus nicht als 


soziales Phänomen gesehen wird, das 
mitten in der Gesellschaft Anklang findet 
und sich immer weiter ausbreitet: 24 „Ge¬ 
sellschaftliche Ursachenzusammenhänge 
wie etwa soziale Ungleichheiten, ökono¬ 
mische Entwicklungen und Vorurteils- 
Strukturen bleiben außen vor, weil sozio¬ 
logische und analytische Ebenen in einer 


Politikwissenschaft keine Rolle spielen, 
wo es um die Rehabilitierung und Vertei¬ 
digung der Staatsräson gegen politische 
Normabweichungen von Bürgern geht.“ 
Die große Diskrepanz zwischen rechts¬ 
extremen Einstellungen und tatsächli¬ 
chen wahlpolitischen Erfolgen gehört zu 
den zentralen Charakteristika des Rechts¬ 
extremismus in der Bundesrepublik. 25 


Warum dies so ist, lässt sich nicht mit 
letzter Sicherheit beantworten. Es ist zu 
vermuten, dass die fehlende Attraktivität 
einer fachlich kompetenten rechtsextre¬ 
mistischen Partei mit einer charismati¬ 
schen Führerfigur eine große Rolle spielt. 

Diese Umfrage offenbart die wirkli¬ 
chen Probleme der in letzter Zeit mehr 
oder weniger sachlich geführten Debatte 
über Integration: nicht angebliche „Paral¬ 
lelgesellschaften“ oder „integrationsun¬ 
willige Ausländer“ stehen einer wirkli¬ 
chen Integration auf Augenhöhe im 
Wege, sondern vielmehr der weit verbrei¬ 
tete Rassismus mit der besonderen Facet¬ 
te Islamfeindlichkeit in der Bundesrepu¬ 
blik. Michael Lausberg ■ 
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Frankreich: 

Rechtsradikale zur Renten 
reform und den Streiks 

Teil I erschien in /Antifaschistische Nachrichten' Nr. 21 /2010 


■ In der vergangenen Ausgabe stell¬ 
ten wir die wichtigsten Reaktionen 
aus der Rechten zum Sozialprotest, 
der in den vergangenen Wochen Frank¬ 
reich prägte, vor - sofern sie bis dahin 
eingegangen waren. Aus aktuellem Anlass 
folgt nun die Fortsetzung zu Reaktionen 
aus dem Front National (FN), aus der 
rechtsextremen Presse sowie dem außer- 
parlamentarisch-aktivistischen Bloc iden- 
titaire. Unterdessen gingen die Streiks in 
Frankreich, vor allem in den Raffinerien 
und Häfen, am 29. und 30. Oktober 2010 
größtenteils zu Ende. Es kommt zwar 
noch zu Demonstrationen; so am nächsten 
„Aktionstag“ der Gewerkschaften am 
kommenden Samstag, den 6. November. 
Das Inkrafttreten des Gesetzes zur Ren¬ 
ten,Reform“, das am 27. Oktober von bei¬ 
den Parlamentskammern definitiv ange¬ 
nommen wurde und nur noch die Unter¬ 
schrift von Präsident Nicolas Sarkozy be¬ 
nötigt, werden sie jedoch aller Voraussicht 
nach nicht mehr verhindern können. (1) 

Front National: Wunsch nach härterer 
Repression gegen Streikende 

Die grundsätzlichen Positionen der 
Hauptpartei der französischen extremen 
Rechten zu Streiks & Renten„reform“ - 
soziale Demagogie gegen das „System“, 
gepaart mit gleichzeitiger Befürwortung 
einer Erhöhung des Rentenalters - stellten 
wir bereits in der vergangenen Woche an 
dieser Stelle vor. 

Zwischenzeitlich ereignete sich im 
Morgengrauen des Freitag, den 22. Okto¬ 
ber 2010 eines der wichtigsten Einzelmo¬ 
mente während der jüngsten Streikbewe¬ 
gung: die polizeiliche Räumung der be¬ 
streikten und besetzten Raffinerie in 
Grandpuits, östlich von Paris. Diese be¬ 
deutete eine gravierende Einschränkung 
des Streiksrechts, da ihr rechtlich eine 
Dienstverpflichtung eines Teils des strei¬ 
kenden Personals „aus Gründen der Lan¬ 
desverteidigung“ (sic!) zugrunde lag. (2) 
Auch dazu nahm der FN, mittels eines 
Pressekommuniques seiner derzeitigen 
Vizepräsidentin Marine Le Pen vom 22. 
Oktober 10, öffentlich Stellung. Diese Po¬ 
sitionierung ist insofern interessant, als sie 
(jenseits der ansonsten an den Tag geleg¬ 


ten Bemühungen, sowohl die Gewerk¬ 
schaften als auch das Regierungslager 
verbalradikal zu attackieren) einen klaren 
Wunsch nach härterer Repression und 
„weniger zurückhaltendem“ Vorgehen ge¬ 
gen die Streikenden zum Vorschein treten 
lässt. 


Streikversammlung der Raffinerie „Total" 

Und hier die wichtigsten Auszüge aus 
diesem Kommunique. In diesem ist im 
Übrigen zwar auch von einer „ungerech¬ 
ten und wirkungslosen Reform“ des Ren¬ 
tensystems und einer „sturen“ Regierung 
die Rede - diesbezüglich ruft die Presse- 
aussendung jedoch nicht zu wirklichen 
politischen Konsequenzen auf. Eindeutige 
Konsequenzen wollte Marine Le Pen hin¬ 
gegen aus den Streiks in den Raffinerien 
(deren Treibstoffdepots zum damaligen 
Zeitpunkt durch Streikposten blockiert 
waren) ziehen; 

„Die vergangene Nacht vorgenommene 
Dienstverpflichtung der Raffinerie in 
Grandpuits lässt die Regierung große 
Töne spucken. Dabei trägt die Regierung 
keinerlei Verdienst dadurch, dass sie so 


tut, als widersetze sie sich einer Situation, 
die sie durch ihre eigene Schlappheit auf- 
kommen Heß. (...) Die Regierung hätte 
(schon) während der ersten Blockieraktio¬ 
nen eingreifen müssen. Diese gehen in der 
Tat über das einfache Streikrecht hinaus. 
Sie bestehen darin, arbeitswillige Be¬ 
schäftigte an der Arbeit 
zu hindern und das Cha¬ 
os sowie das Anhalten 
der Wirtschaft in unse¬ 
rem Land hervorzurufen. 

Die Blockaden und die 
Benzinknappheit (Anm.: 
aufgrund der Raffinerie- 
Streiks) sind deswegen 
nicht duldbar. Seit zwei 
Wochen lässt sich Frank¬ 
reich im Chaos nieder, 
zwischen Demonstratio¬ 
nen, Streiks und Blo¬ 
ckieraktionen.“ 

Zwar sei auch die kon¬ 
servativ-wirtschaftslibe¬ 
rale Regierung für diese 
angeblich furchtbaren 
Dinge „mit verantwort¬ 
lich“, fährt Marine Le Pen fort - denn sie 
lasse sie einfach geschehen, in der Hoff¬ 
nung, „dass die soziale Bewegung (da¬ 
durch) unpopulär wird“. Ebenso habe sie 
den Sicherheitskräften angeblich die An¬ 
weisung erteilt, „nicht“ oder „nur mit gro¬ 
ßer Weichheit gegen Randalierer (in den 
Jugenddemonstrationen) vorzugehen“ - 
deren Wirken „die logische Konsequenz 
daraus, dass sich nun auch die Oberschü¬ 
ler der Protestbewegung anschlossen“, 
sei. Dahinter stecke „ein politisches Kal¬ 
kül“ - folgt man Marine Le Pen bisher: zu 
Lasten der sozialen Protestbewegung, um 
sie durch Akte einer Minderheit zu diskr e¬ 
ditieren. Dieses sei jedoch beiseite zu le¬ 
gen, denn die einzige Lösung sei im End¬ 
effekt - das harte Durchgreifen: „Marine 
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Pseudo-Rebellen am Werk: Die Jugend des ,Bloc identitaire' plakatiert 
„gegen Überwachungsstaat" ?! 

Am 13. Oktober 2010 fielen die Pariser „identitätstreuen Jugendlichen" durch eine Plakat-Aktion auf, bei der 
doppeltes Hinsehen erforderlich war, um den rechtsextremen Hintergrund eindeutig zu erkennen. Unter der 
Überschrift Identitaires, pas securitaires! (ungefähr: „Identitätsbezogen, nicht Law & Order-Politiker!") kritisie¬ 
ren die in Paris verklebten Plakate die staatliche Sicherheitspolitik unter Nicolas Sarkozy und den regierenden 
Konservativen - die von linken Kritikerinnen oft mit dem Adjektiv securitaire bezeichnet wird, dem je nach Kon¬ 
text oft ein ausgesprochen negativer Beigeschmack anhaftet. Der Text des Plakates kritisiert unter anderem die 
Zunahme von Überwachungskameras, die Kontrolle des e-Mail-Verkehrs, die gesetzliche Verlängerung der 
zulässigen Dauer von Polizeigewahrsam, aber auch den Einsatz von Radaranlagen für Geschwindigkeitskon¬ 
trollen im Verkehr. Dort, wo es darum geht, die - angeblichen - Opfer illegitimer Repression zu benennen, be¬ 
kommt der Text freilich einen merkwürdigen Beigeschmack. Denn aufgezählt werden folgende Gruppen: „Der 
Autofahrer, der missbräuchlich kontrolliert wird; der politische Aktivist; der Fußballfan, der Stadionverbot erhält 
(Anm.: eine Anspielung auf den seit Anfang des Jahres steigenden Druck auf Hooligans und Ultras); und der 
kleine Unternehmer, dem infolge einer Stichprobenkontrolle durch die (Antidiskriminierungsbehörde) HALDE 
der Prozess gemacht wird." Bei den zuletzt genannten Stichprobenkontrollen handelt es sich um unangekün- 
digte Einstellungstests, bei denen bewusst zwei Jobkandidaten mit gleich hohem Niveau an Bildung und Be¬ 
rufserfahrung, aber unterschiedlicher Herkunft sich auf eine Stelle bewerben, um herauszufinden, welche Ar¬ 
beitgeber Bewerberlinnen mit Migrationshintergrund von vornherein ablehnen. 

Endgültig unverkennbar rechts wird die Handschrift, wo der Kern der Kritik, den die Urheber des Plakats an 
der aktuellen staatlichen „Sicherheits"politik üben, offen gelegt wird. Ihnen zufolge können Polizei und Justiz 
keine Lösung sein, da sie „uneffizient" seien. Ein wirksames Mittel gegen Kriminalität hingegen sei die Wie¬ 
derherstellung von „Gemeinschaft", denn „in einer Gesellschaft, in der die Leute nichts mehr miteinander ge¬ 
mein haben, wird Kriminalität häufiger". Außerhalb dieser Gemeinschaft aber stehen - soviel wird u.a. aus 
den folgenden Zeilen über „das Gesocks" deutlich - Menschen „fremder" ethnischer Herkunft. Zugleich aber 
wird zur Selbstaktivierung der zu der nationalen „Gemeinschaft" gehörenden Staatsangehörigen aufgerufen. 
Die propagierten Aktionsformen reichen von den „Bürgerrunden", wie die italienische Lega Nord sie (in Form 
bislang unbewaffneter Patrouillen) organisiert und wie sie ausdrücklich als Vorbild bezeichnet werden, bis hin 
zu Bürgerwehren und bewaffnetem „Selbstschutz". Das Plakat endet auf die Worte: „Es wird zur Pflicht für je¬ 
den jungen Weißen unter 30, zu lernen, sich zu verteidigen und nicht zur leichten Beute zu werden. Selbst¬ 
verteidigung ist nicht angeboren, sie muss erlernt werden, und zwar schnell." bhs M 


Le Pen denunziert das kriminelle Doppel¬ 
spiel der Regierung. (...) Die Regierung 
muss aufhören in Komplizenschafl mil 
den Gewerkschaften (ANM.: nanu, bis 
dahin versland man, dass Sarkozy ihnen 
durch die SchlappheiL der Polizei Schaden 
zufügen wolle?, Ende Anm.) mil dem 
Feuer zu spielen, und die republikanische 
Ordnung sofort überall wiederherslellen. 
Das Prinzip der Null-Toleranz muss auf 
alle Krawallslifter angewendel werden.“ 
GleichzeiLig müsse die Regierung aber 
auch aufhören, den wirtschaflsliberalen 
Imperaliven des Finanzkapilals zu gehor¬ 
chen. 

Rechtsextreme Zeitung,Minute': 

Hohn und Spott für Streikende 

Das wichligsle rechlsexlreme Presseor¬ 
gan, das derzeiL auf Papier erscheinl, isf 
die Wochenzeilung .Minute'. Bei ihr han- 
delL es sich um eine Iradilionsreiche 
rechlsexlreme Zeilung, die in der Schluss¬ 
phase des französischen Algerienskriegs - 
1961 - erslmals erschien. Sie slehl Teilen 
des FN nahe, und unlerstülzt im derzeiti¬ 
gen Ringen um dessen künftigen Vorsilz 
im Augenblick den Kandidalen (und He¬ 
rausforderer) Bruno Gollnisch gegen Ma¬ 
rine Le Pen. 

,Minule ‘ nimmt seil Wochen vor allem 
durch Karikaturen zum Geschehen an der 
sozialen Konfliktfront Stellung. Dabei be¬ 
fördert ihr Zeichner vor allem eine Bot¬ 
schaft: Die Streikenden sind faul und 
dumm. In ihrer Ausgabe vom 1. Septem¬ 
ber 10 über „Die Staatsbediensteten“ sieht 
man so zwei Urlauber am Strand. Sagt der 
eine: „Jetzt gehen die Ferien wirklich zu 
Ende!“ Antwortet der andere: ,Jetzt wer¬ 
den wir uns gegen die Rentenreform wen¬ 
den müssen.“ Die Message lautet: Streik 
ist wie Urlaub für diese Faulpelze; ange¬ 
merkt sei, dass streikende Beschäftigte in 
Frankreich (anders als deutsche Gewerk¬ 
schafter) keinen Lohnersatz beziehen, 
also ihre gesamte Bezahlung verlieren. - 

In der Ausgabe vom 15. September 
sieht man die sozialistische Parteichefm 
Martine Aubry, die jedenfalls verbal (als 
Oppositionspolitikerin) die Anhebung des 
Rentenalters klar verurteilt hat, in einem 
Neandertaler-Kostüm. Ihr gegenüber steht 
ein Journalist mit Notizblock, der ungläu¬ 
big nachfragt, ob sie wirklich das bisheri¬ 
ge Renteneintrittsalter beibehalten wolle. 

Am 13. Oktober 10 spottet der Karika¬ 
turist von .Minute' über ,,De(n) Streik- 
Kult in Frankreich“; in der Sprechblase 
liest man im Munde eines mutmaßlichen 
Gewerkschafters: „Ich verstehe nicht, wa¬ 
rum man den Streik bei der (französi¬ 
schen Eisenbahngesellschaft) SNCF nicht 
respektieren sollte. Die Moslems respek¬ 
tieren doch auch ihren Ramadan!“ Dies 
war ganz bestimmt nicht als Kompliment 
an die Adresse der Gewerkschaften ge¬ 
meint... In ihrer Ausgabe vom 20. Oktober 
10 zeichnet .Minute' einen dümmlich wir¬ 
kenden Gewerkschafter (ausweislich sei¬ 


nes Buttons mit der Aufschrift „CGT“), 
der die Räumung von Streikposten vor 
blockierten Treibstoffdepots kommen¬ 
tiert: „Das ist doch der Gipfel! Die Polizei 
sabotiert unsere Sabotage.“ Und in der 
Nummer vom 27. Oktober 10 raucht ei¬ 
nem „Durchschnittsfranzosen“, wie die 
Nationalen ihn sehen möchten - mit Bas¬ 
kenmütze und Schnauzbart - der Kopf vor 
lauter sichtlich unangenehmen und ver- 
störenden Phänomenen: „Staatsbedienste¬ 
te; Banken; Unsicherheit; Radar (d.h. Ver¬ 
kehrskontrollen); Streiks; Steuern...“ 

Bloc identitaire: Aufmärsche gegen 
revoltierende Jugend 

„Der Widerstand marschiert in Lyon“, 
hieß es am 22. Oktober 2010 in der Stadt 
am Zusammenfluss von Rhone und Sao- 
ne. An jenem Freitag marschierte der 
rechtsextreme Jugendverband des außer¬ 
parlamentarischen Bloc identitaire - also 
die Jeunesses identiaires - durch die dritt¬ 
größte Stadt Frankreichs, von der Place 
Camot zur Place Ampere. Rund 150 bis 
200 Aktivisten kamen, glaubt man ihren 
Angaben, zusammen. Ihr so genannter 
Widerstand richtete sich aber - inmitten 
einer Periode von Streiks, Blockaden und 
Jugendprotesten - keineswegs gegen die 
Staatsmacht oder das Kapital. 

Vielmehr forderte dieser „Widerstand“ 
der besonderen Sorte, die Staatsgewalt 
solle endlich „aufräumen“, und zwar mit 
„dem Gesocks“. Im Original hieß es ,1a 
racaille', ein Begriff, den die extreme 
Rechte der 1920er und 1930er Jahre (ne¬ 
ben anderen Bezeichnungen) regelmäßig 
für Einwanderer benutzte und den der da¬ 


malige Innenminister Nicolas Sarkozy im 
Oktober 2005 auf straffällige Jugendliche 
in den Sozialghettos französischer Tra¬ 
bantenstädte münzte. Nicht nur er, inzwi¬ 
schen Staatspräsident geworden, benutzte 
ihn damals zur Benennung der subprole¬ 
tarischen Jugend - oft mit Migrationshin¬ 
tergrund - in den banlieues. Auch ein Teil 
von ihr bezeichnet sich übrigens selbst - 
provozierend und ironisch - seit längerem 
mitunter als caillera, unter Umkehrung 
der Silben, wie es im Jugendslang der 
banlieues sehr verbreitet ist. 

Anlass des Aufmarschs der „identitäts¬ 
bezogenen“ oder „identitätstreuen Ju¬ 
gend“ waren die Ausschreitungen, die 
drei Tage zuvor in der Innenstadt von 
Lyon stattgefunden hatten. Am Rande ei¬ 
ner großen Sozialprotest-Demonstration 
von Gewerkschaften, Oberschülerinnen 
und Studierenden kam es dabei zu Reibe¬ 
reien mit der Polizei, aber auch zu Plün¬ 
derungsszenen in manchen Läden sowie 
zum Anzünden einzelner Autos. Daran 
hatten sich sowohl Jugendliche aus der 
„weißen“ Mehrheitsgesellschaft - beson¬ 
ders Schülerinnen und Schüler - als auch 
Altersgenossen aus den am Rande von 
Lyon gelegenen Sozialghettos und Vor¬ 
städten mit hohem Migrantenanteil betei¬ 
ligt. Teile der bürgerlichen Presse spra¬ 
chen, völlig überzogen, von angeblichen 
„Bürgerkriegsszenen“ und einer „Stadt¬ 
guerilla“. Dies war ganz im Sinne der 
konservativen Regierung, die den Fokus 
der öffentlichen Anmerkung auf solche 
Szenen zu lenken versuchte, um die Ge¬ 
sellschaft in ihrem Sinne zu polarisieren 
und vom Gegenstand des sozialen Kon- 
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Der folgende Aufruf für Dogan Akhanli mit den Erstunterzeichnern Günter Wallraff, PEN, Demokratische Juristlnnen, Medico, Kulturforum Türkei- 
Deutschland u.a. soll von möglichst vielen Organisationen und sog. Prominenten (wozu wir ja im Grunde alle zählen) unterzeichnet werden. Unter¬ 
zeichnerinnen sollen sich unter mail-adresse melden: akhanli.dogan@ googlemail.com 


Sofortige Freilassung und Gerechtigkeit 
für Dogan Akhanli! 


„Ich zum Beispiel wurde im Alter von 18 
Jahren festgenommen, weil ich an einem 
Kiosk eine damals linke Zeitung, die heu¬ 
te rassistische Positionen vertritt, kaufte. 
Elf Tage wurde ich , befragt“; fünfMonate 
war ich dann im Gefängnis Toptasi. Als 
ich auf freien Fuß gesetzt wurde, hatte ich 
nicht nur die Aufnahmeprüfung fiir die 
Universität verpasst, sondern mir waren 
auch viele Wege versperrt, die mir das 
Leben hätte bieten können. “ 

Dogan Akhanli, „Die Fremde und eine 
Reise im Herbst“, 2008. 
Der Schriftsteller und Menschenrechtler 
Dogan Akhanli ist am 10. August 2010 in 
die Türkei eingereist. Nicht klandestin, 
nicht auf Umwegen, sondern unter eige¬ 
nem Namen, mit eigenem deutschen Pass 
und über den Istanbuler Flughafen Sabiha 
Gökcen. Er wollte seinen Vater und sein 
Heimatdorf besuchen. 

Seit dieser Stunde sitzt er in türkischer 
Haft. Die Staatsanwaltschaft will ihn le¬ 
benslang hinter Gitter bringen, unter ver¬ 
schärften Haftbedingungen. Er habe an 
einem Raubüberfall teilgenommen, der 


am 20.10. 1989 in Istanbul verübt und bei 
dem der Besitzer getötet wurde. Außer¬ 
dem sei er Kopf einer linken bewaffneten 
Organisation gewesen, die die türkische 
Ordnung habe stürzen wollen. 

Dogan Akhanli hat nichts davon getan. 
Im Gegenteil: Er kr itisiert zwar in seinem 
literarischen Werk und mit seinem prakti¬ 
schen Engagement kompromisslos und 
entschieden die staatlichen Gewaltver¬ 
brechen des 20. Jahrhunderts in der Tür¬ 
kei und in anderen Ländern. Aber er woll¬ 
te und will den Dialog und nicht die Ver¬ 
nichtung der Kritisierten. Und das schon, 
als er noch in der Türkei lebte. 

Die Staatsanwaltschaft hat denn auch 
tatsächlich nichts gegen ihn in der Hand. 
Ihre beiden einzigen Zeugen, einer ist der 
Sohn des Überfallopfers, sind ihr längst 
abhanden gekommen. Sie haben im Au¬ 
gust 2010 bei Gericht und damit akten¬ 
kundig zu Protokoll gegeben, dass ihnen 
die Dogan Akhanli belastenden Aussagen 
1992 durch Folter abgepresst oder 
schlicht untergeschoben wurden. 

Schließlich wurden in früheren Verfah¬ 


ren alle Mitglieder der besagten militan¬ 
ten Organisation vom Vorwurf freige¬ 
sprochen, einen Umsturz geplant zu ha¬ 
ben. Überhaupt sei diese Organisation, so 
das türkische Innenministerium in einer 
Stellungnahme Mitte der 90er Jahre, 
nicht als umsturzrelevant einzustufen. 
Eine Justiz, die diese Fakten übergeht 
und einen offensichtlich Unschuldigen in 
Haft lässt, knüpft an die unseligen Tradi¬ 
tionen der Gesinnungsjustiz an. 

Am 8.12.2010 wird die 11. Strafkam¬ 
mer des Strafgerichts Istanbul zum ersten 
Mal über die Anklage gegen Dogan Ak¬ 
hanli verhandeln. 

Wir fordern die sofortige 
Freilassung von Dogan Akhanli. 

Wir fordern Gerechtigkeit. 

Das Ergebnis der Unterschriftenkampagne soll 
dann am 15.11. („Writers Prison-Day") der Presse 
übergeben und wenn die Spenden ausreichen, 
auch in einer Annonce veröffentlicht werden. 
Spendenkonto: Recherche International, Konto¬ 
nummer 238 120 43; BLZ 370 501 98, Stichwort: 
Dogan Akhanli) Aktuelle Entwicklungen: www.das- 
kulturforum.de und auf der Sonderseite 
http://gerechtigkeit-fuer-dogan-akhanli.de/blog/ 


flikts - der geplanten „Reform“ des Ren¬ 
tensystems - abzulenken. (3) 

Die Jeunesses Identitaires verfügen in 
Lyon über einen besonders aktiven örtli¬ 
chen Verband, unter dem Namen „Reby- 
ne!“ Diese Bezeichnung steht für einen 
Lyoner Dialekt-Ausdruck, der so viel wie 
„Aufruhr, Revolte“ bedeutet. Letzterer 
wurde historisch vor allem durch eine 
gleichnamige Hungerrevolte in Lyon im 
April 1529, La Grande Rebeyne, die sich 
gegen Spekulationen mit Getreidepreisen 
richtete, bekannt. 

Anlässlich der sozialen Auseinanderset¬ 
zungen im Laufe des Oktober 2010 ver¬ 
suchte auch er, in der Öffentlichkeit mit¬ 
zumischen - aber nicht auf Seiten der Pro¬ 
testierenden. Vielmehr versuchte er in sei¬ 
nem Auftreten, die öffentliche Meinung 
gegen die „Randalierer“ aus den Tagen 
zuvor zu polarisieren, in Verbindung mit 
einer ethnisierenden Darstellung von de¬ 
ren „Gewalt“: Angeblich seien ganz über¬ 
wiegend Jugendliche mit Migrationshin¬ 
tergrund daran „schuldig“. Anlässlich ih¬ 
res Aufmarschs am 22. Oktober verteilte 
die „identitätstreue Jugend“ Handzettel, 
auf denen Fotos einer hässlichen Szene zu 
sehen waren, die sich mutmaßlich Ende 
März 2006 abgespielt hatte. Damals hat¬ 
ten Jugendgangs aus den banlieues Schü¬ 
lerinnen am Rande einer Sozialprotestde¬ 
mo, die sich seinerzeit gegen die Ein¬ 
schränkung des Kündigungsschutzes für 


unter 26-Jährige richtete, angegriffen und 
ausgeraubt. (Solcherlei Szenen haben sich 
im Jahr 2010 bislang nicht wiederholt.) 
Begleitet war die Fotographie - auf dem 
übernommenen Ausschnitt waren über¬ 
wiegend Schwarze zu sehen - von der Ab¬ 
bildung eines Flugzeugtickets der Flugge¬ 
sellschaft Air France, dem Vermerk „ein¬ 
facher Flug“ und der Aufschrift: „Sie zün¬ 
den Autos an, plündern Geschäfte, greifen 
unsere Mädchen an, beleidigen unser 
Land... Schenken wir ihnen die Rückkehr 
nach Hause!“ 

Im Laufe ihres Aufmarschs kamen (laut 
eigenen Angaben) 150 bis 200 rechtsex¬ 
tremen Aktivisten, jedoch rund 200 Ge¬ 
gendemonstranten. Die Polizei sammelte 
die jungen Rechtsradikalen ein, verfrach¬ 
tete sie in Einsatzbusse und nahm eine 
Personalienfeststellung vor. Am folgen¬ 
den Tag schäumten die Identitaires in ei¬ 
nem Kommunique (vom 23.10.10), die 
Polizei habe „den Widerstand am Aufräu¬ 
men gehindert“. Es fährt fort: „Und das 
Gesocks kann unterdessen seine Misseta¬ 
ten fortsetzen!“ 

Auch in Paris demonstrierten am Sams¬ 
tag, den 23. Oktober rund 250 bis 300 An¬ 
hänger des außerparlamentarischen, 
rechtsradikalen Bloc identitaire - laut 
dessen eigenen Behauptungen angeblich 
„rund 500“ - gegen ,1a racaille’. Unter 
dem Motto „Die andere Jugend“ demons¬ 
trierten die Rechtsradikalen vor allem ge¬ 


gen den migrantischen Teil der rebellie¬ 
renden Schichten der Jugend. Im An¬ 
schluss veröffentlichte die rechtsradikale 
Organisation eine in pseudo-rebellischem 
Tonfall gehaltene Pressemitteilung. In ih¬ 
rem Kommunique hieß es, diese (rechten) 
Jugendlichen sorgten sich um kämpferi¬ 
sche Werte und um die Identität ihres Vol¬ 
kes, „nicht um ihre Renten, die sie im Jahr 
2040 oder 2050 ohnehin nicht erhalten 
dürften“ - sinngemäß: weil es dann keine 
mehr geben könnte. 

Bernhard Schmid, Paris ■ 

Anmerkungen: 

(1) Zur Ursachenforschung dazu, dass die Streiks 
letztendlich ihr Hauptziel nicht erreichten, vgl. 
http://labournet.de/internationales/fr/ rente2010 
_25.html 

(2) Vgl. dazu ausführlich: http://labournet.de/in- 
ternationales/fr/rente201 0_23.html 

(3) Lyon war, neben der Pariser Vorstadt Nanterre, 
eines der Zentren solcher Zusammenstöße: 200 
Festnahmen von insgesamt 1.423 landesweit zwi¬ 
schen dem 12. und dem 19. Oktober (einige Tage 
später waren es bereits über 2.200) wurden dort 
verzeichnet. Auch hatten bei Redaktionsschluss die¬ 
ses Artikels am 23. Oktober bereits mindestens ein 
Dutzend Prozesse gegen jugendliche „Randalie¬ 
rer" im Blitzverfahren, das bei „Flagrantidelikten" 
zur Anwendung kommen kann, stattgefunden. Die 
Aufgegriffenen, die dabei verurteilt wurden, hatten 
sich jedoch selten wirklich gravierende Straftaten 
zuschulden kommen lassen; vielmehr handelte es 
sich mehrheitlich um Oberschüler, die im Tränen¬ 
gasnebel Wurfgeschosse in Richtung Polizei beför¬ 
dert hatten. 
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Gegen die Innenminister¬ 
konferenz in Hamburg! 

Im November findet das nächste Treffen 
der Innenministerkonferenz (IMK) statt. 
Die IMK ist ein Beratungs- und Koordi¬ 
nationsgremium der Landesinnenminis¬ 
ter. Wenn es um den Ausbau der Überwa¬ 
chungsinstrumentarien und der Repressi¬ 
onsorgane dieses Staates geht, ist die 
IMK eine der ersten Adressen. Grund ge¬ 
nug, im November den umfassenden Zu¬ 
griff dieses Staates auf seine Bürgerinnen 
zu thematisieren, deutlich zu machen, 
dass Überwachung und Repression nicht 
nur an den Rand gedrängte Menschen¬ 
gruppen betrifft, sondern dass potenziell 
jedeR betroffen sein kann, der die Zumu¬ 
tungen dieser Gesellschaft nicht mehr 
klaglos hinzunehmen bereit ist. Für alle, 
die das nicht wahrhaben wollen, bieten 
die brutalen Polizeiübergriffe gegen bür¬ 
gerliche Demonstrantlnnen gegen Stutt¬ 
gart 21 ein Anschauungsbeispiel. 

Aber Anschauungsmaterial bieten die 
deutschen Verfolgungsbehörden ständig. 
Drei Beispiele der letzten Tage: 

• Castor-Transport: Die 500 Aufrufe¬ 
rinnen zu „Castor? Schottern!“ haben 
Anzeigen wegen Aufrufs zu Straftaten 
bekommen. Für die Zeit vom 7. bis zum 
16. November hat die Polizeidirektion 
Lüneburg ein Versammlungsverbot für’s 
Wendland erlassen. 

• Gentrifizierung: Nach der Räumung ei¬ 
nes kurzzeitig besetzten, leerstehenden 
Hauses im Hamburger Schanzenviertel gab 
es sieben Festnahmen und Anzeigen gegen 
die Besetzerinnen und den Polizeiknüppel 
für ihre Unterstützerinnen vor’rn Haus. 

• G8-Proteste: Ein Prügelpolizist wur¬ 
de vom Vorwurf der Körperverletzung 
freigesprochen, da die Faustschläge ge¬ 
gen den Kopf des am Boden liegenden 
Opfers zur Durchsetzung der Festnahme 
gerechtfertigt gewesen seien. 

In Hamburg wird die IMK u.a. einmal 
mehr über Strafverschärfung für „Gewalt 
gegen Polizeibeamte“ reden. 

Kommt zu den Aktionen gegen die 
IMK! 

13.11.: Antirassistische Auftaktdemo, 

14 Uhr, Hauptbahnhof 

13.11. : Antirepressionsdemo, 18 Uhr, 
Gänsemarkt 

15.11: Gegen Gentrifizierung und Re¬ 
pression - ein Stadtrundgang, 18.30 Uhr, 
Rote Flora 

16.11. : Knastkundgebung 

17.11. : Demo von „Jugendliche ohne 
Grenzen“ und antirassistischen Gruppen, 
17.30 Uhr, Hachmannplatz 

18.11. : »Cross the City« - Antirepressive 
Schnitzeljagd 

19.11. : Abschlussaktionen 

mehr unter http://no-imk.blogspot.com 

FM 


Christliche Innenminister 
spielen Rechtsstaat gegen 
Humanität aus 

Hannover. Der Flüchtlingsrat Nieder¬ 
sachsen ruft zur Demonstration zur In¬ 
nenministerkonferenz in Hamburg auf, 
Anlass ist die Herbstkonferenz der Innen¬ 
minister in Hamburg. 

Die Konferenz der Innenminister der 
CDU-geführten Bundesländer hat am 14. 
Oktober in Langenhagen/Niedersachsen 
getagt. Auf dieser Sitzung sprachen sich 
die christlichen Innenminister gegen die 
von Flüchtlings- und Menschenrechtsor¬ 
ganisationen erhobene Forderung nach 
Abschiebungsstopps bei Gefahr für Leib 
und Leben Betroffener aus. Solche For¬ 
derungen gelten den Ministern - insbe¬ 
sondere mit Blick auf Syrien und den Ko¬ 
sovo - als „ein massives Rückführungs- 
hindemis.“ Die CDU-Innenminister ma¬ 
chen damit deutlich, dass ihnen rechts¬ 
staatliche Entscheidungen über humani¬ 
täres Menschenrecht gehen. Die Forde¬ 
rung nach Abschiebestopps, z.B. für 
Roma aus dem Kosovo oder für Opposi¬ 
tionelle aus Syrien, ginge mit dem Verlust 
des Respekts vor gerichtlichen Entschei¬ 
dungen und des Rechtsstaates einher, be¬ 
haupten die Unionsregierungs-Innenmi- 
nister. 

Der Flüchtlingsrat Niedersachsen lehnt 
diesen Kuhhandel mit dem Rechtsstaats¬ 
prinzip zulasten humanitärer Schutzan¬ 
sprüche Betroffener ab. Die aktuelle Ab¬ 
schiebungspolitik des Bundes und der 
Länder, die sich hinsichtlich ethnischer 
Diskriminierung und Perspektivlosigkeit 
im Kosovo sowie den nachweislich im 
Folterstaat Syrien drohenden Rückkehr¬ 
gefahren blind zeigt, ist allerdings tat¬ 
sächlich geeignet, den Rechtsstaat zu be¬ 
schädigen. Der Flüchtlingsrat Nieder¬ 
sachsen bleibt bei seiner Forderung nach 
umfassenden und dauerhaften Abschie¬ 
bungsstopps in Staaten, in denen die 
Nachrichtenlage unmissverständliche 
Gefahren für Freiheit, Leib und Leben of¬ 
fenbaren. Gemeinsam mit den Flücht¬ 
lingsräten aller Bundesländer und ande¬ 
ren Organisationen rufen wir anlässlich 
der Herbstkonferenz der Innenminister 
aus Bund und Ländern zur Demonstrati¬ 
on am 17. November in Hamburg auf - 
für Bleiberecht und gegen Abschiebun¬ 
gen! Mehr Informationen: www.nds-flue- 
rat.org/5058/aktuelles/bleiberechts-de- 
monstration-am-17-november-iik-in- 
hamburg/ 

Wörtlich heißt es im Positionspapier 
der Konferenz der Innenminister der 
CDU-geführten Bundesländer vom 14. 
Oktober (Anlage): „...Rechtsstaatliche 
Entscheidungen sind von allen demokra¬ 
tischen Kräften im Inland anzuerkennen, 
sonst entstehen Anreize für illegale Zu¬ 


wanderung zulasten der sozialen Siche¬ 
rungssysteme. Die aktuelle politische 
Diskussion um den Vollzug von Abschie¬ 
bungen von ausreisepflichtigen Personen, 
insbesondere in die Länder Kosovo und 
Syrien, ist ein massives Rückführungs- 
hindemis. Die nach rechtstaatlichen 
Grundsätzen getroffenen und von den 
Gerichten überprüften Entscheidungen 
werden oftmals bewusst missachtet. Der 
Respekt vor gerichtlichen Entscheidun¬ 
gen und damit einem Kembereich des 
Rechtsstaates geht verloren. Das ist auch 
ein deutliches Signal an die ausreise¬ 
pflichtigen Ausländer, die getroffene Ent¬ 
scheidung nicht zu beachten und sich der 
Ausreisepflicht zu entziehen.“ 

Quelle: Presseerklärung Flüchtlingsrat 

Niedersachsen Hannover, 21.10.2010M 

Doppelt so viele Abschie¬ 
bungen von Roma in den 
Kosovo 

Berlin. „Ungeachtet aller Warnungen 
vor Diskriminierungen und Rechtsverlet¬ 
zungen wird die Bundesregierung in die¬ 
sem Jahr voraussichtlich doppelt so viele 
Roma in den Kosovo abschieben wie im 
Vorjahr“, fasst Ulla Jelpke innenpoliti¬ 
sche Sprecherin der Fraktion DIE LIN¬ 
KE, die Antwort der Bundesregierung auf 
eine Kleine Anfrage (17/2857) zusam¬ 
men. Ulla Jelpke weiter: 

„Bis Ende September hat die Bundes¬ 
regierung 113 Roma abgeschoben. Aufs 
ganze Jahr hochgerechnet wären das 151 
Abschiebungen, nach 76 Abschiebungen 
im Jahr 2009. Hier vollzieht sich lang¬ 
sam, aber stetig eine der größten Ab- 
schiebeaktionen der deutschen Geschich¬ 
te. Unmittelbar davon betroffen sind nach 
Angaben der Bundesregierung 10.041 
Personen (8.489 Roma und 1.552 Ashka- 
li sowie Balkan-Ägypter). Diese gelten 
als ,vollziehbar zur Ausreise verpflich¬ 
tet 4 . Außerdem dürften unter den rund 
17.000 weiteren Personen aus dem Koso¬ 
vo und aus Serbien, die derzeit nur gedul¬ 
det sind, ebenfalls mehrere Tausend Min¬ 
derheitenangehörige sein, die langfristig 
mit ihrer Abschiebung rechnen müssen. 

Unter humanitären Gesichtspunkten ist 
diese Entwicklung katastrophal. 18 Pro¬ 
zent jener Menschen, die abgeschoben 
werden sollen, leben seit über 12 Jahren 
in Deutschland. Auf den Abschiebelisten 
stehen selbst alleinerziehende Eltern, 
Kinder und Pflegebedürftige. 

Die Bundesregierung schlägt sämtliche 
Hinweise von Menschenrechts- und 
Flüchtlingsorganisationen in den Wind, 
dass die Roma und Ashkali im Kosovo 
ein menschenunwürdiges Dasein erwar¬ 
tet. Die kosovarischen Behörden sind un¬ 
fähig und unwillig, sie zu integrieren. 
Oftmals erwartet sie nur Verarmung, Ob¬ 
dachlosigkeit und Diskriminierung. Auch 
der Europarat hat Anfang Oktober einen 
Abschiebestopp gefordert, genauso wie 
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Bundesregierung beschließt Änderungen 
im Ausländer- und Asylrecht 


der EU-Kommissar für Menschenrechte, 
UNICEF und amnesty international. Die 
Bundesregierung verdrängt gerne, dass 
die meisten Flüchtlinge infolge des 
NATO-Angriffs auf Jugoslawien sowie 
der Machtübernahme der UCK im Koso¬ 
vo ihr Land verlassen mussten. Mit seiner 
Beteiligung am Krieg von 1999 hat sich 
Deutschland mitverantwortlich gemacht 
- diese Verantwortung darf nicht einfach 
mitsamt den Menschen abgeschoben 
werden.“ 

Ulla Jelpke , MdB, Innenpolitische 
Sprecherin Fraktion DIE LINKE. ■ 

Wieder Sammelabschie¬ 
bung nach Vietnam geplant 

Berlin. Das Büro des Berliner Innense¬ 
nators bestätigte, dass am 29. November 
hundert Vietnamesen ab Schönefeld nach 
Hanoi abgeschoben werden sollen. Be¬ 
reits jetzt sind in Berlin, Brandenburg 
und anderen Bundesländern Menschen 
dafür in Abschiebehaft genommen wor¬ 
den. Ende Oktober soll eine Sammelvor¬ 
führung bei der vietnamesischen Bot¬ 
schaft in Berlin sein. Vermutlich wird es 
danach weitere Inhaftierungen geben. 
Die Fluggesellschaft ist noch nicht be¬ 
kannt. Air-Berlin hat verlauten lassen, sie 
stünden nach der schlechten Presse bei 
der letzten Sammelabschiebung nicht zur 
Verfügung. 

Quelle: info @fluechtlingsrat-branden- 
burg.de - Niedersächsischer 
Flüchtlingsrat ■ 

Abschiebungen nach Syrien 
führen direkt ins Gefängnis 

Berlin. „Abschiebungen nach Syrien 
führen direkt ins Gefängnis“, so Ulla 
Jelpke. Die innenpolitische Sprecherin 
der Fraktion DIE LINKE, fasst damit ak¬ 
tuelle Erkenntnisse aus einer Antwort der 
Regierung auf eine Kleine Anfrage 
(17/2869) zusammen. Jelpke weiter: 

73 Menschen sind zwischen Januar 
2009 und Juni 2010 aus Deutschland 
nach Syrien abgeschoben worden. 14 von 
ihnen sind umgehend von den syrischen 
Behörden inhaftiert worden. Die Haft¬ 
dauer betrage zwischen drei Tagen und 
dreieinhalb Monaten. „In einem aktuellen 
Fall dauert die Haft offenbar seit dem 27. 
Juli 2010 weiter an“, teilt die Bundesre¬ 
gierung mit. Zwei Drittel der Abschie¬ 
bungen erfolgen auf Grundlage des 
deutsch-syrischen Rückübemahmeab- 
kommens, das DIE LINKE von Anfang 
an kritisiert hat. Jetzt wird deutlich, wie 
berechtigt diese Kritik war: Die Bundes¬ 
regierung hilft dem syrischen Regime 
faktisch beim Auffüllen seiner Gefäng¬ 
nisse. Unter den Inhaftierten befinden 
sich immer wieder politische Aktivisten; 
die Haftgründe beinhalten den Vorwurf, 
„verleumderische Angaben“ über die sy¬ 
rische Regierung erhoben zu haben. 

weiter Seite 14 


■ Die Bundesregierung hat heute 
(27.10.) den vom Bundesminister 
des Innern vorgelegten Entwurf 
eines Gesetzes zur Bekämpfung der 
Zwangsheirat und zum besseren Schutz 
der Opfer von Zwangsheirat sowie zur 
Änderung weiterer aufenthalts- und asyl¬ 
rechtlicher Vorschriften beschlossen. Mit 
diesem Gesetzentwurf werden mehrere 
aufenthaltsrechtliche und integrationspo¬ 
litische Vorhaben umgesetzt, auf die sich 
die Koalitionspartner im Koalitionsver¬ 
trag geeinigt haben. Den Schwerpunkt 
bilden verbesserte Regelungen zur Be¬ 
kämpfung der Zwangsheirat und zum 
Schutz der Opfer von Zwangsheirat. Um 
Zwangsheirat stärker als bisher als straf¬ 
würdiges Unrecht zu ächten, wird ein ei¬ 
gener Straftatbestand geschaffen. 

Zur Verbesserung der aufenthaltsrecht¬ 
lichen Rechtsstellung ausländischer Op¬ 
fer von Zwangsverheiratungen, die als 
Minderjährige in Deutschland aufhältig 
waren und nach der Zwangsheirat an der 
Rückkehr nach Deutschland gehindert 
wurden, sieht der Entwurf die Schaffung 
eines eigenständigen Wiederkehrrechts 
vor. Voraussetzung für dieses Wieder¬ 
kehrrecht ist eine starke Vorintegration in 
Deutschland oder eine positive Integrati¬ 
onsprognose. Schließlich wird die An¬ 
tragsfrist zur Aufhebung einer Zwangs¬ 
ehe verlängert. 

Nach dem Entwurf sollen die Regelun¬ 
gen für die räumliche Beschränkung von 
Asylbewerbern und Geduldeten werden 
gelockert werden, um ihnen die Aufnah¬ 
me einer Beschäftigung, Ausbildung oder 
eines Studiums bzw. den Schulbesuch zu 
erleichtern. Und schließlich enthält der 
Entwurf Regelungen, die die Kontrolle 
der Einhaltung von Integrationsverpflich¬ 
tungen verbessern sollen. So wird die 
Verpflichtung der Ausländerbehörden 
ausdrücklich normiert, vor Verlängerung 
einer Aufenthaltserlaubnis festzustellen, 
ob ein Ausländer seiner Pflicht zur ord¬ 
nungsgemäßen Integrationskursteilnah¬ 
me nachgekommen ist. Die Verletzung 
dieser Pflicht kann aufenthaltsrechtliche 
Sanktionen bis hin zur Ablehnung von 
Anträgen auf Verlängerung von Aufent¬ 
haltserlaubnissen nach sich ziehen. „Die 
heute von der Bundesregierung beschlos¬ 
senen gesetzlichen Regelungen sollen 
dazu beitragen, dass die Sanktionsmög¬ 
lichkeiten in Zukunft noch konsequenter 
angewendet werden,“ so der Innenminis¬ 
ter. ( Quelle: www.bmi.bund.de/Presse- 
mitteilungen, 27.10.2010) 

Kritik von Frauenrechtlerinnen 

Die Frauenrechtsorganisation Terre des 
Femmes kritisierte die Neuerungen beim 
Aufenthaltsrecht aufs Schärfste. Die Ver¬ 
besserungen für Betroffene von Zwangs¬ 


heirat brächten eine deutliche Verschlech¬ 
terung beim eigenständigen Aufenthalts¬ 
recht für nachgezogene Ehegatten mit 
sich. Eine Frau, die für eine Heirat nach 
Deutschland gekommen sei, muss laut 
Christa Stolle, Bundesgeschäftsführerin 
von Terre des Femmes, „jetzt noch ein 
Jahr länger mit einem gewalttätigen Part¬ 
ner aushalten“. 

Ihre Organisation betrachtet zudem die 
im Gesetz enthaltene Härtefallregelung 
als realitätsfem: „Eine Gewaltsituation ist 
schwer zu beweisen und wird vor Gericht 
oft angezweifelt.“ Terre des Femmes for¬ 
dert deshalb neben der Umsetzung schär¬ 
ferer Maßnahmen gegen Zwangsverhei¬ 
ratung auch ein eigenständiges Aufent¬ 
haltsrecht von Ehepartnerinnen ab dem 
Zeitpunkt der Eheschließung. „Alles an¬ 
dere wäre Augenwischerei und eine Poli¬ 
tik zu Lasten von Migrantlnnen“, so Ir- 
mingard Schewe-Gerigk, Vorstandsvor¬ 
sitzende von Terre des Femmes. 

Linksfraktion: „Erhöhung der 
Ehebestandszeit ist ein Skandal" 

Die migrationspolitische Sprecherin der 
Fraktion DIE LINKE, Sevim Dagdelen, 
bezeichnete die Erhöhung der Ehebe¬ 
standszeit von zwei auf drei Jahre als 
„Skandal“. Die Verschlechterung beim 
Schutz der Opfer von Zwangsverheira¬ 
tungen werde auch dadurch nicht aufge¬ 
wogen, dass die Bundesregierung einen 
eigenständigen Straftatbestand geschaf¬ 
fen und das Rückkehrrecht erweitert 
habe. 

Grüne: Schwarz-Gelb betreibt 
Etikettenschwindel 

Beim Thema Zwangsverheiratung betrei¬ 
be Schwarz-Gelb „puren Etiketten¬ 
schwindel“, erklärten Josef Winkler, 
stellvertretender Grünen-Fraktionsvorsit- 
zender, und Memet Kilic, grüner Spre¬ 
cher für Integrationspolitik. Die Koalition 
wolle die Nötigung zur Eingehung einer 
Ehe im Strafgesetzbuch mit einem neuen 
Paragrafen unter Strafe stellen - Zwangs¬ 
verheiratungen seien aber bereits seit 
2005 strafbar. Bisher werden Zwangs¬ 
ehen als „schwere Nötigung“ geahndet. 
Die Höchststrafe liegt zwar schon jetzt 
bei fünf Jahren, doch mit der Neurege¬ 
lung soll eine juristische Verfolgung 
leichter werden. 

Konkrete Zahlen zu bisherigen Verur¬ 
teilungen bei Zwangsheirat sind nach In¬ 
formationen des Bundesjustizministeri¬ 
ums (BMJ) schwer zu ermitteln. Die 
Strafverfolgungsstatistik weist seit 2007 
die Verurteilungen wegen Nötigung ge¬ 
sondert aus. Die Fälle von Zwangsheirat 
werden aber nicht extra ausgewiesen. 

Quelle: http://www.zwd-online.de. 

28.10.2010 m 


: antifaschistische nachrichten 22-2010 13 



Kinder aus dem Lager Horst 
fordern ihre Rechte ein 


Dieser Vorwurf richtet sich gegen Men¬ 
schen, die in Deutschland Asyl beantragt 
haben. 

Doch von Menschenrechtsverletzun¬ 
gen sind nicht nur jene betroffen, die nun 
nach Syrien abgeschoben werden. Der¬ 
zeit sitzt der deutsche Ismail Abdi in ei¬ 
nem syrischen Gefängnis. Der in Kiel ar¬ 
beitende Menschenrechtsaktivist wird 
seit Anfang Oktober in Damaskus festge¬ 
halten. Dem deutschen Konsulat wird der 
Zugang zu ihm beharrlich verweigert. Er 
ist schwer kr ank, erhält aber keine Medi¬ 
kamente. Der Bundesregierung dürfte 
also durchaus bekannt sein, mit was für 
einem Regime sie hier kollaboriert. DIE 
LINKE fordert weiterhin den Stopp von 
Abschiebungen nach Syrien. 

Ulla Jelpke, MdB, Innenpolitische 
Sprecherin Fraktion DIE LINKE. ■ 

Frontex-Schnelleingreiftrup¬ 
pen kein Beitrag zum Flücht¬ 
lingsschutz 

Die griechische Regierung hat die EU ge¬ 
beten, die Schnelleingreiftruppen der eu¬ 
ropäischen Grenzschutzagentur Frontex 
in Griechenland einzusetzen. Dies wurde 
am heutigen Montag, den 25. Oktober 
2010 bekannt. Die als Rapid Border In¬ 
tervention Teams (RABIT) bezeichneten 
bewaffneten Grenzschutztruppen sollen 
an der Landgrenze zur Türkei in der 
Evros-Region den griechischen Grenz¬ 
schutz verstärken. Dort kommt es nach 
Statistiken der griechischen Regierung 
vermehrt zu irregulären Grenzübertritten 
durch Flüchtlinge. 

Nach Aussagen des griechischen Mi¬ 
nisters für Bürgerschutz, Christos Pa- 
poutsis, wurden am ersten Wochenende 
im Oktober diesen Jahres 1.400 Flücht¬ 
linge in der Evros-Region aufgegriffen. 
Zwischen Januar und September 2010 
haben über 30.000 Aufgriffe an der Land¬ 
grenze zur Türkei stattgefunden. 

Dies stellt einen Anstieg um über 300 
% im Vergleich zu Vorjahr dar. Die meis¬ 
ten Flüchtlinge kommen aus den Kriegs¬ 
und Krisenregionen Afghanistans. 

Das Netzwerk Welcome To Europe 
zeigt sich anlässlich dieser Eskalation 
von Seiten Griechenlands und der Euro¬ 
päischen Union besorgt um das Schicksal 
der Flüchtlinge. In den letzten Wochen 
wurde die Situation der Flüchtlinge in 
Griechenland mehrfach als unzumutbar 
beschrieben. So sprach das UNHCR von 
einer humanitären Krise. Laut Pro Asyl 
kommt es zu Zurückweisung Schutzsu¬ 
chender an der Grenze. 

Des weiteren werden alle aufgegriffe¬ 
nen Flüchtlinge in der Evros-Region so¬ 
fort interniert. Die Internierungslager 
sind überfüllt, die Bedingungen katastro¬ 
phal. Es gibt zahlreiche Berichte über 
Übergriffe der Polizisten gegenüber den 
inhaftierten Flüchtlingen. Ein Zugang 
zum Asylsystem ist nicht gegeben. 


■ Hamburg. Um auf ihre Situation 
aufmerksam zu machen besuchten 
am 19. Oktober eine größere 
Gruppe von Kindern mit ihren Eltern, die 
im Lager Horst leben müssen, die GAL- 
Fraktion, um ihre Rechte nach Schulbe¬ 
such direkt bei den verantwortlichen Po¬ 
litikerinnen einzufordem. 

Nachdem die Lagerleitung in Horst seit 
Wochen und trotz Hungerstreik nicht auf 
die Forderungen der dort zwangsweise 
lebenden Menschen und Familien ein¬ 
ging, machten sich die Flüchtlinge auf 
den Weg nach Hamburg. 

Antje Möller erklärte, dass das Pro¬ 
blem ihr und der GAL bewusst ist, dass 



Besorgnis erregend ist insbesondere 
die Tatsache, dass diese schweren 
Menschenrechtsverletzungen unter den 
Augen und mit der direkten Beteiligung 
der europäischen Grenzschutzagentur 
Frontex ablaufen. Die Agentur ist seit 
mehreren Jahren im Rahmen ihrer Opera¬ 
tion Poseidon in der Ägäis aktiv und hat¬ 
te Anfang des Jahres angekündigt, Posei¬ 
don 2010 zu ihrer größten Operation in 
der Geschichte der Agentur zu machen. 
Nach eigenen Recherchen wurden die 
meisten der in der Operation Poseidon 
eingesetzten Beamten in die Evros-Regi¬ 
on verlegt. Die Beamten sind dort direkt 
in den Haftzentren vor allem an der Be¬ 
fragung und Identitätsfeststellung von 
Flüchtlingen beteiligt. Erst am 1. Oktober 
hat die Agentur auch ein Regionalbüro im 
Hafen von Piräus, Attika eröffnet. 

Der nun diskutierte Einsatz der RA- 
BITs lässt Fragen offen. In einer Stel¬ 
lungnahme äußert die Europäische Kom¬ 
missarin für Inneres, Cecilia Malmström, 
ihre Besorgnis über die humanitäre Situa¬ 
tion in Griechenland, unterstellt aber den¬ 
noch, dass die Lage über eine europäi¬ 
sche Intervention im Grenzschutz gelöst 
werden kann. 

Dazu hält das Netzwerk Welcome To 
Europe fest: Das Problem ist nicht eine 
unzureichende Überwachung der Grenze, 
es sind vielmehr die Aufnahmebedingun- 


es aber noch Wochen dauern wird, bis es 
genug Unterkunftsmöglichkeiten gibt, bis 
es gelingt, die Zusagen im Koalitionsver¬ 
trag einzuhalten, keine Familien aus 
Hamburg nach Horst zu schicken. 

Währenddessen träumte das kleine 
Mädchen schon von besseren Zeiten, von 
denen niemand weiß, wann sie kommen 
werden. 



Keine der Besucherinnen der GAL 
konnte verstehen, warum der Senat sich 
unfähig erklärt, für ein paar Familien pas¬ 
senden Wohnraum zu finden, wo es doch 
soviel Leerstand in Hamburg gibt. 

http://horst-iager-no.biogspot.eom/U 


gen für Flüchtlinge in Griechenland, die 
schnellstmöglich fundamental verbessert 
werden müssen. Nach bindenden völker¬ 
rechtlichen Verpflichtungen muss den 
Flüchtlingen schon an der Grenze die 
Möglichkeit gegeben werden, einen 
Asylantrag zu stellen. Dies ist derzeit 
nicht der Fall. Eine Rückschiebung in die 
Türkei steht im Widerspruch zu dem 
Non-Refoulement-Gebot der Genfer 
Flüchtlingskonvention. Dazu Bernd Kas- 
parek für das Netzwerk: “Der Einsatz von 
europäischen Grenzschutztruppen an der 
griechisch-türkischen Grenzen vergrößert 
die Gefahr der Abschiebungen von 
Flüchtlingen in die Türkei und ihre Her¬ 
kunftsländer, es drohen schwere Men¬ 
schenrechtsverletzungen. Die EU sollte 
vielmehr das Wohlergehen und den 
Schutz der Flüchtlinge sicherstellen.’' 

In einem Bericht vom 13. September 
hatte das Netzwerk Welcome To Europe 
festgestellt, dass durch Ab- und Rück¬ 
schiebungen in die Türkei Kettenabschie¬ 
bungen bis in die Herkunftsregionen dro¬ 
hen. Ein konkreter Schritt der Solidarität 
der EU nicht nur mit den Mitgliedsstaa¬ 
ten, sondern auch den Flüchtlingen wäre 
der sofortige Stopp aller Abschiebungen 
nach Griechenland im Rahmen des Dub¬ 
lin Il-Systems. 

PM vom 25. Oktober 2010 „ Welcome 
To Europe“, media@w2eu.net ■ 
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Prozessverschiebung im Fall 
Oury Jalloh 

Berlin/Dessau. Am 7. Januar 2005 ver¬ 
brannte Oury Jalloh an Händen und Fü¬ 
ßen gefesselt in einer Dessauer Polizei¬ 
zelle. Der Prozess gegen die angeklagten 
Polizisten endete im Dezember 2008 mit 
einem Freispruch. Auf Verlangen der Ini¬ 
tiative in Gedenken an Oury Jalloh legte 
die Nebenklage Widerspruch gegen das 
Urteil beim Bundesgerichtshof (BGH) 
ein - und bekam Recht. Exakt am fünften 
Todestag Oury Jallohs bestätigte der 
Bundesgerichtshof (BGH), was die Ini¬ 
tiative Oury Jalloh und andere Organisa¬ 
tionen bereits seit Langem anprangerten: 
Der Prozess, der gegen die diensthaben¬ 
den Polizeibeamten begann, war eine 
Farce: Vertuschung des Mordes an Oury 
Jalloh, Kungelei und Mauern der Polizis¬ 
ten, Lügen und Falschaussagen der Zeu¬ 
gen und Angeklagten ohne Konsequen¬ 
zen. Der BGH hat daher folgerichtig ent¬ 
schieden, dass der Prozess gegen einen 
der angeklagten Polizisten neu aufgerollt 
werden müsse, denn die Familie des Op¬ 
fers haben ein Recht auf ein rechtsstaatli¬ 
ches Verfahren. 

Eigentlich sollte das Revisionsverfah¬ 
ren am 25. Oktober 2010 am Landgericht 
in Magdeburg beginnen. Die Verhand¬ 
lung wurde nun wegen Krankheit des an¬ 
geklagten Polizeibeamten Andreas Schu¬ 
bert auf Januar 2011 verschoben. Durch 
diese Verzögerungstaktik, in dessen Rah¬ 
men der Polizist Schubert nicht zum ers¬ 
ten Mal krank erklärt wurde, soll wertvol¬ 
le Zeit für die Wahrheitsfindung verstrei¬ 
chen und sollen all diejenigen, die gegen 
rassistisch motivierte Staatsgewalt kämp¬ 
fen, mürbe gemacht werden. Die Initiati¬ 
ve in Gedenken an Oury Jalloh, seine 
Freund_innen und Anti-Rasssist_innen 
werden jedoch nicht vergessen und nicht 
locker lassen, sondern weiterkämpfen für 
Wahrheit, Gerechtigkeit und Wiedergut¬ 
machung. Wir geben keine Ruhe und 
werden uns nicht still auf Justizbehörden 
verlassen, sondern den Prozess, wann im¬ 


mer er auch beginnt, kritisch begleiten 
und Präsenz zeigen, damit eine Farce und 
ein Prozessende wie in Dessau nicht noch 
einmal möglich ist. 

Am 25.10. 2010 ab 10 Uhr werden wir 
daher eine Mahnwache vor dem Landge¬ 
richt Magdeburg (Halberstädter Straße 8) 
abhalten, um 11.00 Uhr eine Pressekon¬ 
ferenz vor dem Landgericht geben und 
danach ein Theaterstück mit Djembe Mu¬ 
sik und Redebeiträgen aufführen. 

Um 16.00 Uhr beginnt dann eine De¬ 
monstration durch Magdeburg für rück¬ 
haltlose Aufklärung und Gerechtigkeit. 

Oury Jalloh - Das war Mord! Wir for¬ 
dern Wahrheit, Gerechtigkeit und Wie¬ 
dergutmachung! 

Pressemitteilung Initiative Oury Jalloh 

21.10.2010 m 


Abschiebungshaft macht 
krank 


Eine Studie des Jesuitenflüchtlingsdiens¬ 
tes (JRS) belegt, wie Abschiebungshaft 
Menschen kr ank macht. „Quälendes War¬ 
ten“, so der Titel der Studie, zeichnet ein 
umfassendes Bild der Lage von Abschie¬ 
bungshäftlin¬ 
gen in 22 euro¬ 
päischen Staa¬ 
ten und lässt 
die Betroffenen 
selbst zu Wort 
kommen. An¬ 
gesichts der 
Untersuchung 
tritt der Jesui¬ 
tenflüchtlings¬ 
dienst dafür 
ein, stärker als 
bisher Alterna¬ 
tiven zur Verhängung von Abschiebungs¬ 
haft zu berücksichtigen, die Betroffenen 
konsequent getrennt von Strafgefangenen 
unterzubringen und die Dauer der Haft 
auf maximal drei Monate zu begrenzen 
sowie kostenlose Rechtsberatung zu er¬ 
möglichen. Die Studie kann als Down¬ 
load beim Jesuitenflüchtlingsdienst in 
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Film zu Arbeit und 
Migration in Sizilien 

La terra(e)strema, ein Film über Migrati¬ 
on und Arbeit in Sizilien, liegt jetzt in 
deutscher Übersetzung vor. Die Filme¬ 
macher Enrico Montalbano, Ilaria Sposi- 
to und Angela Giardina bereisten die In¬ 
sel vom Osten in den Westen und führten 
Interviews mit Wanderarbeitern, Tagelöh¬ 
nern, Kleinbauern und lokalen Organisa¬ 
tionen, die mit dem Thema Saisonarbeit 
vertraut sind. Die sehenswerte Dokumen¬ 
tation wurde jetzt ins Deutsche übersetzt 
und kann für Bildungszwecke und Veran¬ 
staltungen bezogen werden unter: 

www.videowerkstatt.de 
La Terra(e)strema 

von Enrico Montalbano, Ilaria Sposito und 
Angela Giardina 

Italien 2009, 55 min, ital. OF mit dt. UT 

La Terra(e)strema ist eine dokumentari¬ 
sche Reise durch ein wüstes Land. Die 



Filmemacher durchqueren Sizilien und 
entdecken auf den Straßen, Feldern und 
Marktplätzen die Misere des Landlebens: 
Kleinbauern berichten von den Zwängen 
des internationalen Lebensmittelmarktes. 
Legale Erntehelfer und klandestine Tage¬ 
löhner erzählen vom täglichen Kampf um 
Lohn, Aufenthalt und Anerkennung. La 
Terra(e)strema wird zu einer spannenden 
Exkursion durch die desolaten Regionen 
der globalisierten Agrarwirtschaft. Am 
Beispiel der Saisonarbeit beleuchtet der 
Film die ambivalente Beziehung von 
ökonomischer Ausbeutung und sozialer 
Ausgrenzung und entwirft einen konkre¬ 
ten Blick auf den Zusammenhang von 
Arbeit und Migration in Europa. 

Den kompletten Film und weitere In¬ 
formationen gibt’s hier: 

http://www.videowerkstatt.de/nc/ 
arbeit/detailseite_arbeit/zurueck/ 
arbeit/artikel/terra/ ■ 
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: aus der rechten presse 


Sie schreiben Integration 
und meinen Rassismus 

Dass der „Skandal“ um Thilo Sarrazin und 
seine rassistischen Auslassungen im Mit¬ 
telpunkt des Oktoberheftes von „Zuerst“ 
steht, erstaunt nicht, hat er doch mit seinen 
demagogischen Behauptungen rechter Ar¬ 
gumentation den Weg zu einem Milhonen¬ 
publikum geebnet, den biologistischen 
Rassismus hoffähig gemacht, „...bewirkt, 
daß ein bisheriges Tabu-Thema zum Ta¬ 
gesthema wurde“. Insofern ist es keine 
Überraschung, dass der geschasste Bun¬ 
desbanker nicht nur die Titelseite des Hef¬ 
tes ziert, sondern auch im Inneren der Aus¬ 
gabe fast überall präsent ist. 

Die Sarrazinade beginnt bereits im Edi¬ 
torial des „Zuerst[“-Chefredakteurs Dr. 
GÜNTHER DESCHNER, der von Sarra¬ 
zin, dem „Sproß einer Hugenottenfamilie 
aus Burgund“ (Migrationshintergrund!), 
auf die erfolgreiche Integration der im 17. 
Jahrhundert nach Preußen emigrierten 
französischen Protestanten und der im 12. 
Jahrhundert ins heutige Brandenburg ge¬ 
holten Flamen kommt. In jeder Beziehung 
beispielhaft hebt er die „Leistungen“ zwei¬ 
er Männer hervor: „...der Militär Ulrich de 
Maiziere. Er war Offizier der Reichswehr, 
dann Wehrmachtsgeneral und zuletzt Ge¬ 
neralinspekteur der Bundeswehr. Tausende 
andere deutsche Soldaten und Offiziere 
beider Weltkriege - wie etwa der nach 158 
Luftsiegen als ,Stern von Afrika“ gefeierte, 
mit den Brillanten zum Ritterkreuz ausge¬ 
zeichnete und 1942 gefallene Jagdflieger 
Hans Joachim Marseille - hatten hugenot¬ 
tische Wurzeln“. So sieht also erfolgreiche 
Integration in Deschners Augen aus. 

Chefredakteur Deschner ist, zusammen 
mit BERNHARD RADTKE und SUSAN¬ 
NE STEVENS auch der Autor des Aufma¬ 
cherartikels in dem Sarrazin zum „Prophet 
der schweigenden Mehrheit“ erhoben 
wird, der „...konkrete drakonische Maß¬ 
nahmen vor(stellt), wie Deutschland noch 
einmal buchstäblich das Ruder herumrei¬ 
ßen und so viel wie noch möglich seines ei¬ 


genen Wesens bewahren kann“. Aber der 
Prophet hatte Vorgänger: „Symbolhaft am 
17. Juni 1981, dem Tag der deutschen Ein¬ 
heit, trat eine Gmppe renommierter Profes¬ 
soren, darunter der Naturwissenschaftler 
Theodor Schmidt-Kaler und der Regens¬ 
burger Historiker Georg Stadtmüller sowie 
der ehemalige Bundesminister Theodor 
Oberländer, mit einem Appell gegen ,die 
Überfremdung unserer Sprache, unserer 
Kultur und unseres Volkstums“ an die Öf¬ 
fentlichkeit. Dem .Heidelberger Manifest“ 
blieb allerdings eine positive Resonanz der 
etablierten Politik versagt“. 

Damit kommen wir langsam zum politi¬ 
schen Kern der Sache - und der heißt eben 
nicht Integration sondern Rassismus: „Mit 
deutscher Gründlichkeit hat Sarrazin die 
Debatte um Bevölkerungspolitik, Einwan¬ 
derung und Integration auf ihren Kern zu¬ 
rückgeführt, auf die Überlebensinteressen 
des Staatsvolks und die Wahrung seiner 
Identität.... Mit seinem Bekenntnis, daß er 
nicht möchte, ,daß das Land meiner Enkel 
und Urenkel zu großen Teilen muslimisch 
ist 1 , hat er die zentrale Frage berührt.... 
dann ist aber die Debatte um ein Gelingen 
oder Mißlingen der Integration die völlig 
falsche Konsequenz aus Sarrazins Thesen. 
Denn selbst wenn .Integration“, womit ja 
meist sowieso nur ausreichende Deutsch¬ 
kenntnisse sowie Gesetzestreue gemeint 
sind, künftig deutlich besser gelingen soll¬ 
te, änderte dies nichts daran, daß dieses 
Land in immer höherem Tempo seinen 
Charakter verändert.... Entscheidend ist 
nicht der Komplex .Integration“, sondern 
die Frage: Wollen wir, das autochthone 
Staatsvolk, überhaupt Einwanderung, und 
falls ja, wen wollen wir bei uns haben? 
Und wollen wir uns von den zugewander¬ 
ten oder hier geborenen Fremden, die par¬ 
tout nicht zu uns gehören wollen, und uns 
das tagtäglich spüren lassen, nicht 
schnellstmöglich trennen?“ Abgesehen da¬ 
von, ob ein hier geborener und aufgewach¬ 
sener Mensch überhaupt ein „Fremder“ ist, 
heißt das, was „Zuerst!“ hier propagiert 
nichts anderes als „Ausländer raus!“. 
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Dass die Erwähnung des fast 30 Jahre 
alten „Heidelberger Manifestes“ kein Zu¬ 
fall war, zeigt das Interview mit einem sei¬ 
ner letzten lebenden Unterzeichner, Pro¬ 
fessor Dr. THEODOR SCHMIDT-KA¬ 
LER. Als biologistischer Rassist macht 
dieser deutlich, dass es ihm und seinen 
Mitstreitern nicht um Religion, nicht um 
Islamophobie geht: „Es wäre eine Irrefüh¬ 
rung, nur auf die Religion zu schauen. Wer 
so argumentiert, der verschweigt oder 
weiß nicht, daß wir es mit Völkern zu tun 
haben. Beim Begriff des Volkes spielt die 
Biologie eine tragende Rolle. Die Biologie 
ist eine exakte Wissenschaft. Völker sind 
Gesamtheiten mit einem gemeinsamen 
Genpool.... Ein zweiter wichtiger Punkt ist 
die Geschichte und sind die darin gesam¬ 
melten Erfahrungen eines Volkes. Und 
dazu kommen natürlich Sprache und Kul¬ 
tur eines Volkes. Ein tragender Bestandteil 
der Kultur ist die Religion. Es ist aber vor 
allem die Sprache, die gerne als volkliches 
Element unterschätzt wird.... Die Sprache 
ist weit mehr als eine Ansammlung von 
Vokabeln. Die Sprache steht auch für das 
Denken. Die Grammatik einer Sprache 
wirkt sich wiederum auf die Logik aus. 
Die türkische Sprache ist im Gegensatz zu 
den meisten europäischen Sprachen vom 
Ural bis zum Atlantik keine indogermani¬ 
sche Sprache. Sie ist der unsrigen damit 
sehr fremd.... All diese elementaren Unter¬ 
schiede, die viel mit der Fähigkeit zur so¬ 
genannten Integration zu tun haben, wären 
mit einem Religionswechsel der Türken 
nicht einfach verschwunden“. 

In der Frage der Feindschaft gegen Juden 
wird unterschieden zwischen einem, religi¬ 
ös begründeten, Antijudaismus, dessen Ziel 
die Vernichtung der jüdischen Religion war 
und einem biologistisch begründeten Anti¬ 
semitismus, der im 19. Jahrhundert ent¬ 
stand und im Völkermord der Nazis an den 
europäischen Juden seinen barbarischen 
Höhepunkt erreichte. Auch Schmidt-Kaler 
argumentiert biologistisch, völkisch und in 
der Konsequenz mörderisch. Sprachlich 
drückt sich diese enge Verwandtschaft in ei¬ 
nem Beitrag von HANS GUNNAR 
FRIEDRICH über den „Angriff der Bio-In¬ 
vasoren“ (gemeint sind Tiere und Pflanzen, 
die sich, ursprünglich in völlig anderen Re¬ 
gionen beheimatet, in Mitteleuropa verbrei¬ 
ten, keine natürlichen Feinde haben und da¬ 
durch überhand nehmen und zur Gefahr für 
andere Arten werden) in offenem Nazi-Jar¬ 
gon aus: „Das wald- und wasserreiche Kas¬ 
sel - mitten in einem ihrer Hauptverbrei¬ 
tungsgebiete gelegen - haben die Bären mit 
Migrationshintergrund bald übernommen 
und zur europäischen Hauptstadt ihrer Be¬ 
wegung gemacht“. Und, um ein letztes Mal 
auf Thilo Sarrazin zurückzukommen, des¬ 
sen Name sich wie ein brauner Faden durch 
das ganze Heft zieht: Der erste Satz des ge¬ 
nannten Beitrages lautet: „Nein, ein Fall für 
Sarrazin sind sie nicht, Waschbär & Co. 
und die anderen tierischen Zuwanderer, die 
sich in Deutschland breitmachen“. tri ■ 
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